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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Einen Tag vor Ablauf der Sammelfrist Mitte September 2019 gab das Egerkinger Komitee
in den Medien bekannt, die benötigten 100'000 Unterschriften für die Volksinitiative
«Ja zum Verhüllungsverbot» beisammen zu haben und die Initiative pünktlich am 15.
September bei der Bundeskanzlei einreichen zu wollen. Dies sei dem Komitee durch
einen «massiven Schlussspurt» gelungen, so Initiant Walter Wobmann (svp, SO)
gegenüber der Basler Zeitung. Kurz zuvor war bekannt geworden, dass das
Initiativkomitee mit einer massiv erhöhten Zahl an ungültigen Unterschriften zu
kämpfen hatte. Mitte Oktober bestätigte die Bundeskanzlei sodann das
Zustandekommen der Volksinitiative «Ja zum Verhüllungsverbot» mit 105'553 gültigen
Unterschriften.
Während sich emanzipierte Frauen und Feministinnen aller Couleur in den Medien um
die Frage stritten, ob die Burka verboten gehört oder nicht, sprach sich die
Bundeshausfraktion der CVP als erste mehrheitlich für das Verhüllungsverbot aus, wie
Parteipräsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) in der Presse bekanntgab, obgleich das Verbot
nicht unbedingt in der Verfassung verankert werden müsse. Auch ihre Basis stehe
hinter dem Verbot, so Pfister weiter. Die SP arbeitete indessen an einem Gegenentwurf
zur Stärkung der Frauenrechte. Es bestehe Handlungsbedarf, nicht nur familiäre und
berufliche, sondern auch gesellschaftliche Benachteiligungen von Frauen zu beseitigen,
und zwar nicht nur, aber auch bei Ausländerinnen, zitierte der Tages-Anzeiger die
Berner SP-Nationalrätin Nadine Masshardt. Dazu soll der Gleichstellungsartikel in der
Verfassung ausgeweitet werden. Darüber hinaus wollte der Entwurf der SP die
Förderung der Gleichstellung von Mann und Frau zum expliziten Ziel der
schweizerischen Aussenpolitik erklären. Für Initiant Wobmann war dieser Vorschlag «an
den Haaren herbeigezogen» und ohne Bezug zur Initiative. Die Frage, ob die
Gleichstellung von Migrantinnen allgemein stärker gefördert werden müsse, müsse in
einem anderen Kontext diskutiert werden, liess er im Tages-Anzeiger verlauten.
Ebenfalls der Initiative mit einem Gegenvorschlag gegenübertreten wollte gemäss der
Sonntags-Zeitung Justizministerin Simonetta Sommaruga, wobei sie den Fokus jedoch
auf das Verbot des Verhüllungszwangs zu legen plante. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.10.2017
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Bevor der Nationalrat in der Sommersession über die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Aeschi (svp, ZG) zur Einführung eines Verordnungsvetos
debattierte, hatte sich der Bundesrat in die Diskussion eingebracht. In ihrer
Stellungnahme beantragte die Regierung, nicht auf das Geschäft einzutreten. Sie
machte dabei geltend, dass dem Parlament bereits wirksame Instrumente (Motion,
parlamentarische Initiative, Konsultationsrechte) zur Verfügung stünden, um Einfluss
auf die Verordungsgebung des Bundesrats zu nehmen. Ein Veto würde hingegen nicht
nur zu Verzögerungen führen, sondern sei – weil es die Gewaltenteilung verletze – auch
verfassungswidrig. Im Falle eines Eintretens verlangte der Bundesrat Ausnahmen etwa
im Falle völkerrechtlicher Verpflichtungen, für Verordnungen rein technischen Inhalts
oder für Verordnungen zur Wahrung der inneren oder äusseren Sicherheit. Zudem
seien Verordnungen auszunehmen, die bei dringlichen Bundesgesetzen erlassen
werden müssen. In seiner Stellungnahme äusserte sich der Bundesrat zudem zu den
verschiedenen Anträgen der von der SPK-NR ausgearbeiteten Vorlage. 

Der Entwurf der SPK-NR sieht vor, dass ein Drittel der Mitglieder eines Rates innerhalb
von 15 Tagen nach deren Veröffentlichung gegen Verordnungen des Bundesrats ein Veto
einlegen kann. Nach höchsten 60 Tagen muss die verantwortliche Kommission über den
Antrag befinden. Lehnt sie diesen ab, ist er erledigt; stimmt sie ihm zu, wird er von den
Räten in der nachfolgenden ordentlichen Session behandelt. Diese entscheiden dann,
ob eine Verordnung der Ansicht des Gesetzgebers widerspricht und folglich neu
verfasst werden muss oder nicht. Ziel sei es, dem Eindruck zu begegnen, dass die
Umsetzung von vom Parlament beschlossenen Gesetzen durch die bundesrätlichen
Verordnungen nicht immer dem Willen des Gesetzgebers entsprächen. Das Veto hätte

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN
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so also auch präventive Wirkung, warb Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG)
in der Eintretensdebatte für die Vorlage. 
Diese Eintretensdebatte wurde ziemlich ausführlich geführt und machte die
Kontrahentinnen und Kontrahenten sichtbar, die sich insbesondere am zentralen
Element der Gewaltenteilung rieben. Die vom Bundesrat unterstützte, gegen Eintreten
optierende Minderheit, bestehend aus den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP
und der GP sowie aus Minderheiten der CVP- und der FDP-Fraktion, erachtete das Veto
gegen Verordnungen als Instrument, mit dem die Teilung der Gewalten je nach Lesart
«geritzt» oder gar «verletzt» werde. Die gesetzgebende Gewalt dürfe sich nicht in die
technische Arbeit der vollziehenden Gewalt einmischen, wurde argumentiert. Angelo
Barrile (sp, ZH) warnte mit Blick auf die Vernehmlassungsantworten, in denen sich die
«Lobbys» für ein Verordnungsveto ausgesprochen hätten, dass der Einfluss von
Interessenorganisationen mit dem neuen Instrument auch auf die Umsetzung von
Gesetzen ausgedehnt würde. Die Minderheit verwies zudem auf das «Verzögerungs-
und Blockadepotenzial» des Verordnungsvetos, so etwa Nadine Masshardt (sp, BE). Das
Veto lade zudem dazu ein, politisch zu taktieren, und erteile keinen Auftrag, weil man
mit ihm Verordnungen nur ablehnen oder gutheissen könne, monierte Marianne Streiff-
Feller (evp, BE) für die Minderheit der CVP-Fraktion. Und Balthasar Glättli (gp, ZH) wies
darauf hin, dass das Parlament mit der parlamentarischen Initiative ja ein viel stärkeres
Instrument habe, selber Gesetze zu verfassen. Die Mehrheit beharrte hingegen darauf,
dass der Bundesrat sich mit Verordnungen immer wieder dem Willen des Souveräns
widersetze. Wirklich stossende Abweichungen der Gesetzgebung durch Verordnungen
müssten darum sozusagen mittels «Notbremse» verhindert werden können, so Beat
Flach (glp, AG) für die GLP-Fraktion. Es handle sich um ein staatsrechtliches
Experiment, auf das man sich einlassen und das man diskutieren solle. Es gehe nicht um
die Frage, ob dieser Vorstoss verfassungskonform sei oder nicht – nahm Gregor Rutz
(svp, ZH) für die SVP-Fraktion Stellung –, sondern um den Schutz der Verfassung selber.
Man habe zwar kein Verfassungsgericht, aber die Kontrolle gegen ein Gesetz könne
mittels Referendum wahrgenommen werden. Dies sei nun aber bei Verordnungen eben
nicht möglich. Heute stamme ein Drittel aller Regelungen aus Verordnungen und
lediglich 12 Prozent aus Gesetzen. Deshalb sei ein Korrekturinstrument dringend. Für
die FDP-Fraktion ergriff schliesslich Kurt Fluri (fdp, SO) das Wort: Es sei wichtig, zu
sehen, dass das Veto kassatorisch sei. Es gehe eben gerade nicht darum, neue
Regelungen zu diskutieren oder anzustossen – was mit den parlamentarischen
Anstossinstrumenten mitunter Jahre dauere –, sondern einzig darum, den Bundesrat
aufzufordern, Gesetze im Sinne des Parlaments und nicht «seinen eigenen Willen»
umzusetzen. Fluri ging zudem auf die Erfahrungen in seinem Kanton Solothurn ein, der
ein Verordnungsveto kennt. In den 30 Jahren zwischen 1988 und 2018 sei lediglich
gegen 77 von 1115 Verordnungen ein Veto eingelegt worden, acht dieser beanstandeten
Verordnungen seien von der Regierung zurückgezogen und etwa jede fünfte korrigiert
worden. Es könne – zumindest im Kanton Solothurn – nicht von systematischer
Blockade gesprochen werden. Bundeskanzler Walter Thurnherr äusserte sich am
Schluss der Eintretensdebatte im Namen des Bundesrats und warnte vor der
Vermischung der Gewalten und einem unverhältnismässigen Aufwand. Zudem fehle aus
Sicht der Regierung die verfassungsmässige Grundlage für das neue Instrument. Mit 115
zu 64 Stimmen wurde dann – aufgrund der Positionen der einzelnen Fraktionen eher
wenig überraschend – Eintreten beschlossen. 
Bei der Detailberatung wurden alle Vorschläge des Bundesrates für zusätzliche
Ausnahmen abgelehnt.Auch ein Minderheitsantrag der SVP, wonach nicht die
Kommissionsmehrheit das letzte Wort haben soll, sondern ein Minderheitsantrag auch
im Rat diskutiert werden sollte, fand keine Mehrheit. Es soll also die Kommission
beziehungsweise deren Mehrheit sein, die entscheidet, ob über einen Antrag auf ein
Veto abgestimmt wird oder nicht. Das gleiche Schicksal der Ablehnung ereilte ein
Minderheitsantrag der SP, mit dem die Erläuterungen zu den Verordnungen im
Bundesblatt hätten veröffentlicht werden sollen. Alle weiteren Minderheitsanträge, mit
denen Ausnahmen geschaffen werden sollten, lehnte die Ratsmehrheit ab. Mit ein
Grund dafür war wohl das von Kommissionssprecher Jauslin vorgebrachte Argument,
dass hier ein neues Instrument geschaffen werde und man zuerst Erfahrungen sammeln
müsse, um dann vielleicht später in einzelnen Bereichen Ausnahmen zu schaffen. In der
Gesamtabstimmung erhielt die unveränderte Vorlage der SPK-NR 113 Stimmen. Die 67
Gegenstimmen stammten von allen anwesenden GP- (11) und SP-Mitgliedern (40) sowie
von 10 Mitgliedern der FDP- und 6 der CVP-Fraktion. Sechs der acht Grünliberalen
enthielten sich der Stimme. Damit ging die Vorlage an den Ständerat. 2
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Parlamentsmandat

Im Berichtjahr wurden nicht weniger als elf Parlamentsmandate neu besetzt. Die
Mutationen waren einerseits Folgen kantonaler Wahlen. Gleich drei Genfer Nationalräte
– Luc Barthassat (cvp), Antonio Hodgers (gp) und Mauro Poggia (mcg) – wurden in den
Genfer Regierungsrat gewählt. Auch Yvan Perrin (svp) und Alain Ribaux (fdp) zogen das
kantonale Exekutivamt in Neuenburg dem nationalen Parlamentsmandat vor. Für die
fünf abtretenden Parlamentarier rutschten Guillaume Barazzone(cvp/pdc GE), NR/CN]
(cvp, GE), Anne Mahrer (gp, GE), Roger Golay (mcg, GE), Raymond Clottu (svp, NE) und
Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) nach. Golay wurde – im Gegensatz zu seinem Vorgänger
Poggia – in die SVP-Fraktion aufgenommen. Bereits 2012 waren Franziska Teuscher (gp,
BE) und Ursula Wyss (sp, BE) in die Stadtberner Regierung gewählt worden. Sie traten
ebenfalls von ihren Nationalratsmandaten zurück und wurden im Berichtjahr durch
Aline Trede (gp, BE) und Nadine Masshardt (sp, BE) ersetzt. Bereits 2012 ihren Rücktritt
angekündigt hatten Hildegard Fässler-Osterwalder (sp, SG) und Peter Spuhler (svp, TG),
nach 16 resp. 13 Jahren Tätigkeit im nationalen Parlament. Hans-Jürg Fehr (sp, SH), ein
weiterer lang gedienter Parlamentarier, trat nach 14 Jahren zurück. Für die SP St. Gallen
wurden Claudia Friedl, für die SP Schaffhausen Martina Munz und für die SVP Thurgau
Verena Herzog neu vereidigt. Seinen Rücktritt für 2014 kündigte Fulvio Pelli (fdp, TI) an.
Auch im Ständerat wird es noch vor den Gesamterneuerungswahlen 2015 zu
Veränderungen kommen. Für den verstorbenen Pankraz Freitag (fdp, GL) musste im
Kanton Glarus eine Ersatzwahl durchgeführt werden, die auf das Frühjahr 2014
angesetzt wurde. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Mit zwei parlamentarischen Initiativen wollte Nadine Masshardt (sp, BE) für mehr
Transparenz bei den Einnahmen von Parlamentsmitgliedern sorgen. Mit dem einen
Vorstoss forderte sie eine Offenlegung von Spenden an Parlamentsmitglieder (14.452).
Zuwendungen ab einer bestimmten Höhe (auch als Summe mehrerer Spenden von der
gleichen Adresse) sollen ausgewiesen werden müssen. Mit dem anderen Vorstoss
forderte die Berner Genossin, dass Parlamentsmitglieder die Kosten für Reisen, zu
welchen sie von Interessenorganisationen eingeladen werden, selber bezahlen müssen
(14.453). Diese bereits als Empfehlung des Ratsbüros festgehaltene Regel hätte
verbindlich im Parlamentsgesetz festgehalten werden sollen. Transparenz könne das
Vertrauen in die Politik erhöhen, betonte die Initiantin bei beiden Vorstössen. 
Die Mehrheit der SPK-NR war hier allerdings anderer Ansicht. Eine veröffentlichte Liste
von Spenden würde im Gegenteil eher Misstrauen schüren. Damit würde suggeriert,
dass sich Parlamentarierinnen und Parlamentarier kaufen lassen. Die Kommission
erwähnte international vergleichende Studien, die zeigten, dass das politische
Vertrauen in jenen Ländern geringer sei, die über Spendenregelungen verfügten. Weil
es in der Schweiz keine Parteienfinanzierung gebe, seien Politikerinnen und Politiker
auf Spenden angewiesen, was nun aber nicht bedeute, dass sie sich kaufen liessen. Für
den zweiten Vorschlag verwies die Kommissionsmehrheit auf die Empfehlung des
Büros, die bereits ausreiche. Es brauche hier keine gesetzlichen Regelungen. Die
Kommissionsminderheit machte vergeblich darauf aufmerksam, dass die Schweiz eine
der letzten Staaten sei, die keine Transparenzregeln kennen und deshalb immer wieder
in den Fokus von internationalen Organisationen, wie etwa der Greco, gerate. Zwar
wurde bei der Ratsdebatte das zweite Anliegen quer durch alle Fraktionen unterstützt,
nur die SP- und die GP-Fraktion stimmten allerdings geschlossen dafür, was letztlich
lediglich für 71 Stimmen reichte, die 113 ablehnenden Stimmen (und einer Enthaltung)
gegenüberstanden. Der Vorschlag für eine transparente Spendenregelung erhielt gar
nur 52 Stimmen, wiederum aus den beiden geschlossenen links-grünen Fraktionen. Mit
Ausnahme der beiden EVP-Nationalrätinnen stimmten alle anderen Fraktionen
geschlossen, also mit 130 Stimmen (bei 3 Enthaltungen), gegen Folge geben. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2016
MARC BÜHLMANN

Eine alte Legislatur endet im Nationalrat jeweils mit der Eröffnung der ersten Sitzung
einer neuen Legislatur – der Ständerat kennt offiziell keine Legislaturen. Die Eröffnung
wird dabei traditionell vom amtsältesten Mitglied geleitet – nicht ganz korrekt
«Alterspräsidium» genannt –, welches nicht nur die Eröffnungsrede hält, sondern auch
ein provisorisches Büro zusammenstellt und mit diesem die Botschaft des Bundesrats
über die aktuellen Nationalratswahlen berät sowie den Bericht zur Konstituierung und
Vereidigung des Nationalrats und zur Feststellung von Unvereinbarkeiten vorbereitet. 
Für die am 2. Dezember 2019 beginnende 51. Legislatur kam die Ehre der
Alterspräsidentin Maya Graf (gp, BL) zu. Dies war deshalb speziell, weil die Baselbieterin
im zweiten Umgang in den Ständerat gewählt worden war, in der kleinen Kammer aber

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2019
MARC BÜHLMANN
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aufgrund der Rekursfristen im Kanton Basel-Landschaft erst zwei Tage nach
Sessionsbeginn vereidigt werden konnte. 
In ihrer Eröffnungsrede (19.9012) hob Maya Graf den Umstand hervor, dass es sich um
eine historische Legislatur handle, die neu beginne. Noch nie sei ein Parlament derart
weiblich, ökologisch und jung gewesen. Dies kennzeichne einen hoffnungsvollen
Aufbruch in eine neue Zeit. Das vergangene Jahr sei mit Frauenstreik und
Klimademonstrationen ein sehr politisches gewesen, was der Demokratie aber gut tue.
Dass diese Veränderungen friedlich vonstatten gingen, sei nicht selbstverständlich, wie
die Unruhen vor ziemlich genau 100 Jahren bei der Einführung des Proporzwahlrechts
gezeigt hätten, so die Alterspräsidentin weiter. Die vergangenen 100 Jahre hätten aber
verdeutlicht, dass die Schweiz auch nach grossen Veränderungen stark darin sei, neue
Ideen einzubinden. Und deshalb solle man auch heute keine Angst haben,
Veränderungen zuzulassen, sondern sie gar begrüssen.
Die Tradition will es, dass nicht nur das amtsälteste Mitglied, sondern auch das jüngste
Mitglied der grossen Kammer bei Beginn einer neuen Legislatur eine Eröffnungsrede
hält. Deshalb übergab Maya Graf dem neu gewählten, 25-jährigen Andri Silberschmidt
(fdp, ZH) das Wort. Es sei erfreulich, dass sich die Zahl der unter 30-Jährigen bei den
letzten Wahlen verdoppelt und das Durchschnittsalter des Parlaments verringert haben.
Er sei zuversichtlich, dass vor allem die jungen Nationalrätinnen und Nationalräte bei
zentralen Themen – der Freisinnige nannte die AHV, die Klimapolitik und die Förderung
von Start-Ups – über Parteigrenzen hinweg das Gespräch suchen und Lösungen finden
würden, die «weniger von Ideologie und mehr von Fakten geprägt sein werden».
In der Folge schritt das provisorische Büro – neben Maya Graf bestehend aus Michaël
Buffat (svp, VD), Andrea Geissbühler (svp, BE), Andreas Glarner (svp, AG), Nadine
Masshardt (sp, BE), Valérie Piller Carrard (sp, FR), Christa Markwalder (fdp, BE), Leo
Müller (cvp, LU) und Balthasar Glättli (gp, ZH) – zur Konstituierung und Vereidigung des
Nationalrats. Christa Markwalder und Valérie Piller Carrard berichteten für das
provisorische Büro und hoben aus dem Bericht des Bundesrats zu den
Nationalratswahlen die zentralen Punkte hervor: Neue Rekordzahl an Kandidierenden
und an Listen, Abnahme der Wahlbeteiligung, der höchste Frauenanteil in der
Geschichte des Parlaments. In allen Kantonen seien die Wahlen validiert worden. Das
Büro beantrage deshalb die Feststellung der Konstituierung. Weil aus dem Rat kein
anderslautender Antrag gestellt wurde, galt die Konstituierung als erteilt. In der Folge
legten 101 Mitglieder den Eid und 99 Mitglieder das Gelübde ab – vor vier Jahren war das
Verhältnis noch 122 zu 77.
Nach einem kurzen musikalischen Intermezzo – der Kinderchor der Fête des Vignerons
sang den Schweizerpsalm – folgte der Antrag des provisorischen Büros, dem Bericht zu
den Unvereinbarkeiten zuzustimmen. Neben den auch für den Nationalrat gewählten
Ständerätinnen und Ständeräten, die sich alle für den Ständerat entschieden, bestand
eine Unvereinbarkeit bei Damien Cottier (fdp, NE), der von seinem Amt als Chef der
Sektion humanitäre Angelegenheiten beim EDA zurücktrat, weil die Tätigkeit in der
zentralen Bundesverwaltung unvereinbar ist mit dem Mandat als Nationalrat. Das
Engagement von Pierre-Yves Maillard (sp, VD) als Präsident der Stiftung
«Swisstransplant» wurde hingegen als unproblematisch betrachtet, da der Bund zwar
bei der Stiftung finanziell beteiligt ist, aber keine beherrschende Stellung einnimmt, die
erst ab einer Beteiligung von 50 Prozent durch den Bund gegeben ist. Zwar wies der
Bericht kleinere Unregelmässigkeiten aus, die aber nur von geringem Umfang und
Tragweite seien. Darüber hinaus wurde im Bericht festgestellt, dass die Zahl ungültiger
Wahlzettel gegenüber den Wahlen von 2015 leicht abgenommen habe. Auch gegen
diesen Bericht wurde kein Antrag aus dem Plenum gestellt und der neu konstituierte
Nationalrat konnte somit seine Arbeit aufnehmen. 5

Parlamentsorganisation

Erneut musste sich der Nationalrat mit der parlamentarischen Initiative Berberat (sp,
NE) befassen, weil sich der Ständerat noch einmal für Folge geben entschieden hatte,
obwohl die grosse Kammer in der Sommersession entschieden hatte, nicht auf die
Vorlage einzutreten. In der Zwischenzeit hatte sich die SPK-NR mit 12 zu 11 Stimmen ein
weiteres Mal gegen die Vorlage für ein transparentes Lobbying ausgesprochen. 
Allerdings mochte der Nationalrat – nota bene nach den eidgenössischen Wahlen in
neuer Besetzung – diese Empfehlung überraschend deutlich nicht befolgen. Mit 107 zu
66 Stimmen bei 4 Enthaltungen folgte der geschlossene rot-grün-grünliberale Block,
unterstützt von jeweils fast der Hälfte der FDP- und der Mitte-Fraktion sowie 8
Mitgliedern der SVP-Fraktion der Kommissionsminderheit. Nur ein halbes Jahr seit der
ursprünglichen Ablehnung (damals mit 103 zu 72 Stimmen) hatte sich der Wind in der
grossen Kammer also stark gedreht. 
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In der Debatte wurde betont, dass es sich beim vorliegenden Vorschlag um eine
Minimallösung handle, es sei ein «kleiner Schritt in die richtige Richtung», wie sich
Minderheitensprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) ausdrückte. Es gehe jetzt und hier für
das neue Parlament darum, zu zeigen, ob mehr Transparenz als Wahlversprechen
ehrlich gemeint gewesen sei, so der Aargauer Freisinnige weiter. Für die SP bestehe
Handlungsbedarf, fasste Nadine Masshardt (sp, BE) die Position ihrer Fraktion
zusammen. Lobbying gehöre zum System, brauche aber Transparenz, klare Regeln und
chancengleichen Zugang. Solche Regeln könnten aber nur geschaffen werden, wenn
man mal wenigstens auf die Vorlage eintrete, um sie dann noch zu verbessern. Balthasar
Glättli (gp, ZH) richtete sich an «jene, die zum ersten Mal in diesem Rund sitzen»: Wenn
man nicht wolle, dass das Geschäft weg vom Tisch sei, müsse man für Eintreten
votieren. Auf der Gegenseite argumentierte Ruth Humbel (cvp, AG) für die Mitte-
Fraktion, dass die Vorlage keinen Mehrwert bringe, sondern nur mehr Bürokratie und
«das beruhigende Gefühl, etwas getan zu haben». Lobbying werde zudem überbewertet
und es sei staatspolitisch zweifelhaft, dass Lobbyistinnen und Lobbyisten per
Parlamentsgesetz zum Teil des Parlamentsbetriebs gemacht würden. Tiana Angelina
Moser (glp, ZH) entgegnete, dass man zuerst einmal eintreten müsse und dann
debattieren könne, ob man hier ein Bürokratiemonster schaffe. Die GLP wolle einen
Schritt weiterkommen und beantrage deshalb Eintreten. Für die SVP, die den Antrag der
Mehrheit auf Nicht-Eintreten unterstützte, ergriff kein Mitglied das Wort. 6

Volksrechte

Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundsätzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien äussern sich in der Regel –
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates – lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstössen oder Minderheitsanträgen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon früher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
häufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)»
verdeutlichen zu können. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt über neun
Stunden – auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.  

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, nämlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grünen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich häufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
geäusserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung über die
Initiative so zu verzögern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt – Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte darüber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe – konnte die SVP nicht ganz ausräumen. Freilich können Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratspräsident oder die Ratspräsidentin – aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR)  – unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten – mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten – liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzürnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.

Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Köppel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschäft erst im
Wahljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
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Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
erhärtet. Die SVP wehrte sich nämlich dagegen, dass für den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschäftslast oder
dringlichen Geschäften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hätte. Die Sprecherin des Büros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der überdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschäftslast sehr wohl erfüllt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei. 
Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zählen, um das nötige Quorum nachzuprüfen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Drücken des blauen Knopfes – der der Anwesenheitskontrolle
dient – den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzürnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratspräsidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

Nebst all diesem Geplänkel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
Bürgerinnen und Bürgern zu zeigen, welche Begründungen für den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
gar gehässig geführte Debatte – der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen – liess in der Tat deutliche Positionsbezüge erkennen.
Während alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab. 

Die Kommissionssprecherin Valérie Piller Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehörten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie sämtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde befürchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als löse. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kündigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Europäischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Völker- und
Landesrecht bestehende Verträge neu verhandelt oder gekündigt werden müssten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genügend gravierend sei, bleibe
völlig unklar. Dies würde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Ständerat gescheiterten Vorschlag
von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalrätlichen Debatte zurück, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
würden, auf seinen Vorschlag für eine alternative Lösung überhaupt einsteigen zu
wollen. 

Die Befürworterinnen und Befürworter der Initiative begründeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: (I) Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Völker- und Landesrecht geklärt werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stärkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Nöten. (II) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestärkt
und die Abhängigkeit vom Ausland gemindert. (III) Häufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er fünf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
werden müsse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
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diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
zum «obersten Souverän der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde – so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkämen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklärte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Köppel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen könne, dem süssen Gift der Macht verfallen seien, die Souveränität
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz. 

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den nötigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall bräuchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschränkt
würde. Zahlreiche Plädoyers machten sich zudem für die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer Initiative gefährdet wären, weil die Kündigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter hätte.
Balthasar Glättli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz – laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlässlichkeit, Stabilität und Menschenrechte» – fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Völkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Stärkeren ausgesetzt sei. Aber wer – so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
– gehe mit einem unverlässlichen Partner noch einen Vertrag ein? Völkerrechtliche
Verträge würden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevölkerung werde nicht durch
Völkerrecht entmachtet, weil wichtige Verträge ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken. 

Das Schlussvotum gehörte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie führte aus, dass
sich Souveränität und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souverän bestimme, mit wem sie internationale Verträge abschliesse. Wie diese
Verträge abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Ständen abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu überlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative würde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Völkerrecht nicht mehr zählen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide fällen müssten. Die
Neuaushandlung von Verträgen würde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwänge die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfähigkeit würde eingeschränkt, sondern auch
die Zuverlässigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht genügend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Völkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
müsse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkräften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fällen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen. 

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion – einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend – für
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalrätinnen und
Nationalräte gegen Annahme der Initiative. 7
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Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Die Wahlen für den 115-köpfigen Grand Conseil des Kantons Neuenburg standen etwas
im Schatten der Regierungsratswahlen. Da letztere aufgrund eines Todesfalls eines der
Kandidierenden um zwei Wochen verschoben wurden, mussten die Wahllisten zwar bis
zum 14. April eingeworfen werden, ausgezählt wurde allerdings erst zwei Wochen
später, zusammen mit den Regierungsratswahlen. Die Urnen wurden bis dann
versiegelt. Zu den Erneuerungswahlen traten insgesamt 483 Kandidierende auf neun
Listen an. Die Linke hielt im Parlament eine knappe Mehrheit von 60 Sitzen: die SP war
mit 36 Sitzen zweitstärkste Partei, die Grünen hielten 14 Sitze und die PdA zusammen
mit SolidaritéS 10 Sitze. Mit dem Ziel, diese Mehrheit zu halten, trat die SP in allen sechs
Wahlkreisen mit insgesamt 115 Kandidierenden an. Die vergangene Legislatur sei eine
Zeitverschwendung gewesen; die SP wolle nun wieder frischen Wind bringen, Vertrauen
schaffen und eine bessere Zukunft für den Kanton aufbauen. Auch die Grünen konnten
ihre Listen gut besetzen und schickten 84 Personen ins Rennen. Sie wollten zusammen
mit SP und PdA – die drei Parteien präsentierten auch gemeinsam eine Regierungsrats-
Kandidatenliste – die Kohabitation aus linker Parlamentsmehrheit und bürgerlicher
Regierungsmehrheit sprengen. Die PdA, die sich wie bereits vier Jahre zuvor mit
SolidaritéS verband, ging mit 41 Kandidierenden an den Start. Die extreme Linke wollte
dabei auch eine Alternative zur SP sein, da die Sozialdemokraten in der Regierung zu
häufig Kompromisse mit der Rechten eingegangen seien. Die FDP strebte die Eroberung
einer rechtsbürgerlichen Vormacht im Parlament und die Verteidigung der
Regierungsmehrheit an. Für die Grossratswahlen schickte die mit 41 Sitzen stärkste
Partei in der Legislative 97 Kandidierende ins Rennen. Die Freisinnigen fokussierten in
ihrem Wahlkampf auf die Sanierung der Kantonsfinanzen. Der Kanton dürfe nicht weiter
über seine Verhältnisse leben. Zusammen mit den 14 Sitzen der SVP war die Rechte
knapp in der Minderheit. Um dies zu ändern, trat die SVP mit 36 Kandidierenden in allen
sechs Wahlkreisen an. Die Volkspartei erhoffte sich Schwung durch ihren
Regierungsratskandidaten Yvan Perrin und machte sich für die Streichung von
Sozialleistungen, die Gesundung der Kantonsfinanzen und eine Quellenbesteuerung von
Grenzgängern stark. Neben den fünf arrivierten Parteien traten die CVP, die im Kanton
Neuenburg eine marginale Rolle spielt und die hohe 10%-Hürde bei den letzten Wahlen
jeweils verpasst hatte, und neu die BDP und die GLP an. Die Grünliberalen strebten mit
55 Kandidierenden Fraktionsstärke (5 Sitze) an. Die Ziele der BDP, die mit 12 Personen
antrat und der CVP, die 34 Kandidierende ins Rennen schickte, waren etwas
bescheidener: einen bis drei Sitze erobern. Die CVP, die vor allem ihre Familienpolitik
hervorhob, wollte ursprünglich mit 36 Kandidierenden starten, musste aber zwei
Personen streichen, die nicht im Besitz der Schweizer Staatsbürgerschaft waren. Seit
einer 2007 von der SVP gewonnenen Referendumsabstimmung wurde der
ausländischen Wohnbevölkerung von Neuenburg das passive Wahlrecht wieder
verwehrt. Dieses war ihnen vorher gemeinsam mit dem 2013 weiterhin bestehenden
aktiven Wahlrecht zugestanden worden. Die BDP wollte sich für mehr Sicherheit
einsetzen und ging dazu ein Wahlbündnis mit CVP, GLP und FDP ein. Die neunte Liste,
die Nouveau Parti Libéral (NPL), portierte neun Personen, die vorwiegend in La Chaux-
de-Fonds und zwei weiteren Wahlkreisen antraten. Die NPL wurde vom 2011 aus der
Regierung geschassten Frédéric Hainard gegründet, der sich selber auch zur Wahl
stellte, was von einigen Politikern mit wenig Wohlwollen zur Kenntnis genommen wurde.
Die neue Partei ging mit der SVP ein Listenbündnis ein.
Die Urnen für die Grossratswahlen wurden zwei Wochen nach dem Wahltermin
entsiegelt und brachten eine Verschiebung nach Mitte-Rechts zum Vorschein. Die
Linke musste Federn lassen, die Rechte stagnierte und in der Mitte mischten zwei neue
Parteien mit, die GLP und die CVP. Die SP (26,5% Wähleranteil; 2009: 28,2%) büsste
drei Sitze ein (neu 33 Sitze), die Grünen (11,2%; 2009: 12,6%) mussten zwei Sitzverluste
(neu 12 Sitze) hinnehmen und die Allianz zwischen PdA und SolidaritéS (7,6%; 2009:
8,5%) verlor einen Sitz (neu 9 Sitze). Damit kam die Linke insgesamt noch auf 54 von 115
Sitzen. Die Rechte, bestehend aus FDP und SVP konnte die gesamthaft 61 Sitze halten,
wobei sich allerdings Verschiebungen innerhalb des Lagers zeigten. Die FDP (28,7%
Wähleranteil; 2009: 33,2%) musste auf sechs Sitze verzichten (neu: 35 Sitze) und die
SVP (16,9%; 2009: 12,7%) legte um sechs Sitze zu (neu 20 Sitze). Sie überholte damit die
Grünen als drittstärkste Partei. Ihr Regierungskandidat Yvan Perrin fungierte dabei wie
erhofft als Lokomotive und holte in seinem Distrikt (Val-de-Travers) die meisten
Stimmen. Ein weiterer Grundstein für den Erfolg sei auch gewesen, dass die SVP als
einzige Partei die S-Bahn-Linie „Trans-Run“ abgelehnt habe, spekulierten die Medien.
Neu ins Parlament zogen die GLP und die CVP ein. Dass die GLP, die erst seit wenigen
Monaten im Kanton Neuenburg existierte, gleich fünf Sitze und 4,8% der Wählerschaft
für sich gewinnen konnte, wurde als grosse Überraschung gewertet. Weil zwei
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Kandidierende der GLP genau die gleiche Anzahl Stimmen erhalten hatten, musste das
Los entscheiden, wer als fünfter Kandidat in den Grossrat einzog. Auch für die CVP war
der Sitzgewinn ein Erfolg, der allerdings vor allem der eingegangenen Listenverbindung
und weniger dem leichten Wählerstimmenzuwachs zugeschrieben werden muss (2,7%;
2009: 3,2%); die im Kanton Neuenburg vorhandene 10%-Hürde gilt auch als
übersprungen, wenn die verbundenen Listen zusammen über 20% Wähleranteile
aufweisen. Mit diesem Sitzgewinn war die CVP erstmals in allen kantonalen Parlamenten
der Schweiz vertreten. Keine Chance hatten die BDP (0,8%) und die NPL (0,8%) – trotz
Listenverbindungen. In Zukunft dürfte der Grossrat im Kanton Neuenburg tripolar
funktionieren. Erwartet wurde, dass die beiden neuen Parteien GLP und CVP, obwohl
sie zusammen nur über sechs Sitze verfügen, im 115-köpfigen Grand Conseil
Schiedsrichter und Zünglein an der Waage zwischen Links (54 Sitze) und Rechts (55
Sitze) spielen würden. Die bisherige Kohabitation zwischen linker Mehrheit im
Parlament und bürgerlicher Mehrheit im Staatsrat kehrte sich im Berichtsjahr um, weil
die Linke neu die Mehrheit in der Exekutive stellte (siehe unten). Der Frauenanteil hatte
wie bereits 2009 (26,1%) erneut abgenommen: Nach den Erneuerungswahlen von 2013
sassen noch 26 Frauen im Grand Conseil (22,6%). Zu reden gab die tiefe
Stimmbeteiligung von 30,8%. Eine Abgeordnete der SolidaritéS warf die Frage auf, ob
das Parlament damit überhaupt noch über genügend Legitimation verfüge. In der
Presse wurde eine bessere politische Bildung gefordert, damit Interesse und
Verantwortungsgefühl wieder gesteigert werden können. Zum ersten Mal durften rund
25 000 der 133 000 Wahlberechtigten im Kanton Neuenburg auch elektronisch wählen.
Von diesem Angebot machten allerdings nur rund 4 500 Personen Gebrauch (18%). 8

Wahlen in kantonale Regierungen

La gauche a remporté un succès historique en obtenant la majorité au Conseil d’État.
Après que trois membres du gouvernement ont annoncé leur démission (le libéral
Pierre Hirschy, le radical Thierry Béguin et la socialiste Monika Dusong), 27 personnes,
dont quatre parlementaires fédéraux, ont déposé leur candidature pour les cinq sièges.
Au premier tour, avec une participation de 44,5%, aucun des candidats n’a remporté la
majorité absolue. Jean Studer, conseiller aux États socialiste, a obtenu le meilleur score
avec 38,9% des voix, suivi par la conseillère d’État sortante, la libérale Sylvie
Perrinjaquet, avec 36,7%. Seules 51 voix séparaient la ministre des finances de
l’agriculteur écologiste et conseiller national Fernand Cuche. Bernard Soguel (ps), le
directeur du Département de l’économie, s’est placé quatrième, suivi par son colistier,
le conseiller national Didier Berberat, et par le radical Roland Debély, membre du Grand
Conseil. Le conseiller national Yves Perrin, qui a obtenu le meilleur résultat au sein de
l’UDC, s’est vu reléguer dans un groupe de poursuivants, devancé par deux socialistes,
deux libéraux et un radical. Pour éviter un second tour, les partis se sont entendus pour
partager les sièges selon la représentation au Grand Conseil, ce qui revenait à former
un gouvernement avec une majorité gauche, et formé par 2 PS, 1 PE, 1 PL et 1 PRD, le
socialiste Didier Berberat ayant retiré sa candidature. 9
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Die Neuenburger Regierung stand während der Legislaturperiode von bis 2013 unter
keinem guten Stern. In der Öffentlichkeit wurde gar von einer „verlorenen
Legislaturperiode“ gesprochen. Dies hatte vorab personelle Gründe: Die Wahlen 2009
hatten nicht nur das Ende der links-grünen Mehrheit bedeutet (die Regierung setze sich
damals neu aus drei FDP- und zwei SP-Staatsräten zusammen), sondern auch eine
Neubesetzung von vier der fünf Regierungssitze gebracht; gleich zwei Bisherige wurden
damals nicht bestätigt. Die damals gewonnene Regierungsmehrheit der FDP lässt sich
dabei mit der Fusion des Freisinns mit den Liberalen erklären. Bereits kurz nach den
damaligen Wahlen musste Frédéric Hainard (fdp) nach Vorwürfen von Amtsmissbrauch
und Vetternwirtschaft demissionieren. Die Affäre schien der FDP allerdings nicht zu
schaden. Hainard konnte bei Ersatzwahlen 2010 ziemlich mühelos durch Thierry
Grosjean (fdp) ersetzt werden. Nachdem Jean Studer (sp), der einzige Neuenburger
Staatsrat mit mehrjähriger Regierungserfahrung, 2012 zum Präsidenten der
Schweizerischen Nationalbank gewählt worden war, hatten Mitte Oktober 2012, also
lediglich sechs Monate vor den Gesamterneuerungswahlen,zum zweiten Mal in
derselben Legislatur Ersatzwahlen durchgeführt werden müssen. Wieder konnte der
Sitz verteidigt werden, diesmal von der SP mit Laurent Kurth (sp). Für weiteren Wirbel
sorgte zudem Claude Nicati (fdp), der sich auch aufgrund grosser parteiinterner Kritik
mit seiner Partei überwarf, Ende 2012 aus der FDP austrat und sich, nachdem er
erfolglos bei der BDP angeklopft hatte, für die Erneuerungswahlen 2013 nicht mehr zur
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Verfügung stellte. Auch Gisèle Ory (sp) kündigte nach ebenfalls nur einer Legislatur
ihren Rücktritt an. Diese personellen Probleme wurden durch veritable politische
Krisen in Form von Abstimmungsniederlagen der Regierung noch weiter verschärft. Zu
nennen sind dabei das knappe Nein der Stimmbürgerschaft zu einem Prestigeprojekt
der Regierung, einer Schnellbahn zwischen La Chaux-de-Fonds und Neuenburg
(transrun) sowie das Nein zu einem wichtigen Stromspargesetz. Für die
Erneuerungswahlen von 2013 wurden entsprechend starke Veränderungen erwartet.
Eine zentrale Frage war, ob die FDP die Regierungsmehrheit würde halten können.
Neben den beiden Bisherigen Philippe Gnaegi (fdp) und Thierry Grosjean (fdp)
schickten die Freisinnigen gleich drei Neue ins Rennen: den Neuenburger Stadtrat und
Nationalrat Alain Ribaux sowie Christian Blandenier und Andreas Jurt. Die SP wollte
neben dem bisherigen Laurent Kurth (sp) nicht nur ihren zweiten Sitz verteidigen,
sondern die Schwäche der FDP ausnutzen und die Regierungsmehrheit zurückerobern.
Die Genossen traten mit Jean-Nathanaël Karakash und der Grossrätin Monica Maire-
Hefti an. Das SP-Trio wurde komplementiert durch den Grünen Patrick Hermann und
Nago Humbert von der PdA. Weil die PdA nicht wie erwartet den weitaus bekannteren
Denis de la Reussille ins Rennen schickte und auch Hermann (gp) eher unbekannt war,
schienen die Chancen für die FDP für eine Verteidigung ihrer Regierungsmehrheit
allerdings intakt. Herausgefordert wurden die arrivierten Parteien von drei
Kandidierenden der im Kanton Neuenburg keine grosse Rolle spielenden CVP
(MarcEichenberger, Vincent Martinez, und Raymond Traube) und zwei Kandidierenden
der SolidaritéS (Marianne Ebel und François Konrad). Echte Aussenseiterchancen
wurden allerdings nur dem Kandidaten der SVP zugetraut. Die Volkspartei trat mit
Nationalrat Yvan Perrin an. Dieser sorgte im Vorfeld der Wahlen gleich mehrfach für
Schlagzeilen. In den Medien wurde nicht nur über den Gesundheitszustand von Perrin
spekuliert – 2010 musste der ehemalige Vizepräsident der nationalen SVP aufgrund
eines Burnouts eine Auszeit nehmen – sondern auch eine Affäre breitgetreten, in die
Perrin verwickelt war. Mitarbeiter einer Firma, bei der Perrin als Vizedirektor zeichnete,
hatten angeblich im Asylzentrum Perreux ihre Position missbraucht, um
Asylbewerberinnen zu sexuellen Handlungen zu nötigen. Perrin wählte die Offensive
und redete in den Medien offen über seine psychische Fragilität. Die nicht antretende
GLP gab eine Empfehlung für ein Fünferticket bestehend aus Maire-Hefti (sp), den
beiden bisherigen FDP-Kandidierenden und Ribaux sowie dem Grünen Hermann ab.
Der überraschende Tod des CVP-Kandidierenden Raymond Traube eineinhalb Wochen
vor den Wahlen überschattete den Wahlkampf. Weil das kantonale Gesetz vorsieht, dass
die Wahlen verschoben werden müssen, wenn einer der Kandidierenden in den fünf
Wochen vor den Wahlen „unwählbar“ wird, setzte die Kantonsregierung einen um zwei
Wochen nach hinten verschobenen neuen Termin fest. Die SVP kündigte zuerst an,
Rekurs einzulegen, da es so zu einer Separierung der Legislativ- (14. April) und der
Exekutivwahlen (28. April) komme, was nicht mit der Verfassung vereinbar sei und die
Ausgangslage verändere. Nachdem die Regierung auf einen Kompromissvorschlag der
GLP einging, die beiden Termine zu belassen, die Auszählung der Parlamentswahlen
aber auf den 28. April zu legen, zog die SVP ihren Rekurs zurück.

Nicht am 14., sondern am 28. April traten also insgesamt 15 Kandidierende auf sieben
Listen (SP, PdA, GP, FDP, Solidarités, SVP, CVP) zu den Staatsratswahlen an, darunter
lediglich zwei Frauen. Der Bisherigenbonus entpuppte sich aufgrund der vorgängigen
Krisen für einmal als Malus. Die Wählerschaft schien die Skandale in der Regierung und
den Wunsch nach einem Neubeginn höher zu gewichten als die in den letzten Jahren
wieder auf Touren gekommene kantonale Wirtschaft – insbesondere die Uhrenindustrie
hatte Anfang Jahr Rekordumsätze gemeldet. Zwar erreichte keiner der 15
Kandidierenden das absolute Mehr (22'311 Stimmen), die beiden Bisherigen der FDP
lagen aber abgeschlagen lediglich auf den Plätzen 7 (Thierry Grosjean mit 14'055
Stimmen) und 9 (Philippe Gnaegi mit 12'767 Stimmen). Auf Platz eins landete der
bisherige SP-Staatsrat Laurent Kurth (21'351 Stimmen). Weil auch die beiden anderen
SP-Kandidierenden unter die ersten fünf gewählt wurden – Jean-Nathanaël Karakash
mit 20'422 Stimmen und Monika Maire-Hefti mit 17'440 Stimmen, wurde ein
Linksrutsch wahrscheinlich. Zwischen Karakash und Maire-Hefti schob sich
überraschend deutlich Yvan Perrin mit 18'698 Stimmen, der damit ebenfalls alle
Kandidaten der FDP hinter sich liess. Der Medienrummel um seine Person im Vorfeld
der Wahlen dürften dem SVP-Kandidaten sicher nicht geschadet haben; eher im
Gegenteil schienen viele Stimmen auch Solidaritätsbekundungen zu sein. Die FDP fand
sich erst auf Rang 5 mit Alain Ribaux (16'987 Stimmen) wieder. Ein gutes Resultat
erreichten zudem auch Patrick Hermann (15'363 Stimmen) und Nago Humbert (13'904
Stimmen), die sich beide noch vor dem bisherigen Philippe Gnaegi einreihten. Die
weiteren Kandidierenden folgten weit abgeschlagen: Einzig Christian Blandenier (9'089
Stimmen) und Andreas Jurt (6'978 Stimmen) erzielten mehr als 5'000 Stimmen. Vincent
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Martinez (2'766 Stimmen), Marianne Ebel (2'239 Stimmen), Marc Eichenberger (1'785
Stimmen) und François Konrad (1'654) konnten hingegen vergleichsweise wenige
Wahlberechtigte von sich überzeugen. Die Stimmbeteiligung betrug 34,0%. Erstmalig in
der Schweiz konnte ein Teil der Neuenburger Wählerschaft elektronisch abstimmen
(23'000 Personen). Rund 3'500 Personen machten von dieser Neuerung Gebrauch. 

Ein für Neuenburg eher ungewöhnlicher zweiter Wahlgang wurde auf Pfingstsonntag
angesetzt. Für diesen zweiten Umgang traten neben den fünf Kandidierenden mit den
besten Resultaten aus dem ersten Wahlgang auch Thierry Grosjean und der
chancenlose Vincent Martinez erneut an. Die Frage war, ob die FDP mit der SVP einen
Schulterschluss eingehen wollte, um die linke Mehrheit zu verhindern. Ein solcher kam
allerdings in der kurzen Zeit – bereits am Dienstag nach dem ersten Umgang mussten
die neuen Listen präsentiert werden – nicht zustande, unter anderem weil die FDP
diesem an einer ausserordentlichen Delegiertenversammlung eine Abfuhr erteilte.
Freilich riefen einige bürgerliche Exponenten und insbesondere die Handels- und
Industriekammer (CNCI) in den Tagen vor Pfingsten zu einer bürgerlichen Allianz auf.
Auch die bei den Parlamentswahlen erfolgreiche GLP (siehe oben) sprach sich im
zweiten Wahlgang für eine rechts-bürgerliche Mehrheit aus. Sie verwies darauf, dass
eine linke Regierungsmehrheit zu Blockaden führen würde, weil im Parlament die
Bürgerlichen eine Mehrheit innehatten. Die GLP empfahl damit implizit, neben den
beiden FDP-Kandidierenden auch SVP-Mann Perrin zu wählen. Die BDP schloss sich
dieser Empfehlung an, während die CVP an ihrem chancenlosen Kandidaten festhielt.
Die Grünen, Solidarité und die PdA warben für das SP-Trio. Im zweiten Wahlgang
wurden die Verschiebungen vom ersten Umgang bestätigt: Die SP holte die
Regierungsmehrheit zurück, die SVP zog erstmals in den Neuenburger Staatsrat ein und
die FDP musste eine herbe Schlappe einstecken. Wiederum lagen die beiden SP-
Männer an der Spitze. Laurent Kurth, der einzige Wiedergewählte, erhielt 28'834
Stimmen. Mit Jean-Natanaël Karakash folgte der zweite SP-Mann mit rund 500 Stimmen
Rückstand (28'333 Stimmen) auf Platz zwei. Am drittmeisten Stimmen erhielt diesmal
Alain Ribaux (27'130 Stimmen), gefolgt von Yvan Perrin (24'895 Stimmen). Monika Maire-
Hefti (24'530 Stimmen) lieferte sich lange ein Kopf-an-Kopf-Rennen mit Thierry
Grosjean (21'794 Stimmen), erhielt aber schliesslich vor allem in den Städten deutlich
mehr Stimmen. Vincent Martinez war erwartet weit abgeschlagen und erhielt 9'233
Stimmen. Die Wahl wurde – wie bereits nach dem ersten Wahlgang – als Zeichen für
den Wunsch nach einem Neustart mit neuen Köpfen gewertet. Freilich müsse sich die
neue Regierung zusammenraufen und möglichst rasch mit einer Stimme sprechen, so
die Kommentare nach den Wahlen. Die Wahlbeteiligung lag mit 40,2% höher als beim
ersten Umgang. Pikanterweise ging die nach 2006 wiedergewonnene linke Mehrheit (3
SP, 1 FDP, 1 SVP) in der Regierung neu mit einer rechten Parlamentsmehrheit einher (vgl.
oben). Die Wahlen 2013 resultierten damit für Neuenburg in einer erneuten
Kohabitation, allerdings mit umgekehrten Vorzeichen. Für Alain Ribaux, der aus dem
Nationalrat zurücktrat, rutschte die ehemalige Nationalrätin Sylvie Perrinjaquet nach.
Auch Yvan Perrin wollte sich nicht auf ein Doppelmandat einlassen. Seinen
Nationalratssitz nahm neu Raymond Clottu ein. 10

Bien qu'ayant fait part, devant le Grand Conseil, de leur souhait de poursuivre leur
collaboration durant la prochaine législature, les cinq membres du gouvernement
neuchâtelois ont dû faire face à plusieurs adversaires lors de l'élection pour le
renouvellement de l'exécutif neuchâtelois. Comme colistière de ses deux conseillers
d'Etat sortants Laurent Favre et Alain Ribaux, le PLR proposait Isabelle Weber-von
Kaenel. L'objectif était alors de récupérer la majorité perdue il y a quatre ans. Du côté
du PS, le parti représenté au sein de l'exécutif sortant par Jean-Nathanaël Karakash,
Monika Maire-Hefti et Laurent Kurth, a opté pour un apparentement de ses listes avec
celles des Verts et de SolidaritéS. Les Verts ont désigné Fabien Fivaz comme candidat et
SolidaritéS Dimitri Paratte. A la différence de la dernière élection, lors de laquelle le
POP s'était allié avec les Verts et les socialistes, le parti a cette fois-ci fait cavalier seul.
Tout en dénonçant une dérive socio-libérale des socialistes, le POP présentait Nago
Humbert, candidat arrivé en huitième position (sur quinze) en 2013. Désigné comme
candidat des Vert'libéraux lors de l'assemblée générale du parti, Mauro Moruzzi a
finalement renoncé, convaincu que les membres sortants du pouvoir exécutif devaient
pouvoir terminer leur travail et qu'il était prioritaire que le parti concentre ses efforts
sur le Grand Conseil. Le PDC a désigné Vincent Martinez comme candidat. Finalement,
Michèle Griffon (sans parti), Morgan Aeby (sans parti) et Valérie Griffon (sans parti)
étaient en course sur la "Liste pour la reconnaissance du Vote Blanc". A droite de
l'échiquier politique, dans l'optique de reconquérir son siège suite au départ d'Yvan
Perrin en 2014, l'UDC a préféré la stratégie des candidatures plurielles à celle d'une
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candidature unique. La raison était l'absence d'une personnalité fédératrice, comme
celle d'Yvan Perrin en 2013, capable de jouer le rôle de locomotive. Ainsi, les trois
candidats retenus par l'UDC étaient Jean-Charles Legrix, Stephan Moser et Xavier
Challandes. Au total, ce sont donc onze personnes qui entraient en course aux côtés
des ministres sortants. 
En réponse au reproche du POP quant aux orientations des ministres socialistes, le
parti socialiste évoqua la difficulté, pour un gouvernement de gauche, de faire passer
ses idées face à un législatif situé majoritairement à droite. En dépit des critiques
formulées par l'électorat de gauche, notamment au sujet du programme
d'assainissement, le parti a rappelé les avancées du gouvernement sortant: nouvelle Loi
sur les finances de l'Etat et des communes, relance d'une politique cantonale du
logement, reconnaissance fédérale de Microcity Pôle d'innovation ou encore la
politique sanitaire globale. Deux de ses membres pourraient cependant être
sanctionnés par une partie de la population neuchâteloise. Monika Maire-Hefti pourrait
en effet faire les frais des changements de conditions de travail du corps enseignant et
de leur nouvelle grille salariale. A l'automne passé, les enseignantes et enseignants ont
fait grève pour protester. La candidate pourrait néanmoins avoir le soutien de la droite,
pour avoir tenu bon face aux revendications des grévistes. Laurent Kurth risque
également sa place en raison des options retenues dans le dossier hospitalier. Il sera
même victime d'un affichage anonyme l'accusant, suite à un emprunt toxique en euros,
d'être responsable des trois millions d'intérêts qui coûtent chaque année à la
commune de la Chaux-de Fonds. En réaction, il rappela que la dette avait été en partie
réduite. A l'UDC, le président du Grand Conseil et candidat au Conseil d'Etat Xavier
Challandes a évoqué, lors de la campagne, la possibilité d'un changement de parti
politique. Il s'était par le passé distancé à plusieurs reprises des idées de son parti,
l'UDC, notamment à propos de l'éligibilité des étrangers au niveau cantonal. 

Avec une faible participation de 34.2%, aucun candidat n'a obtenu la majorité absolue
de 22'816 voix dès le premier tour. Arrive en première position, avec 22'715 voix, Jean-
Nathanaël Karakash, suivi par les PLR sortants Laurent Favre (21'957 voix) et Alain Ribaux
(21'626 voix). En quatrième position, Monika Maire-Hefti comptabilise 18'092 voix, suivie
par Laurent Kurth (17'997 voix). Les cinq membres du gouvernement sortant sont donc
en tête. Fabien Fivaz obtient 12'536 voix, il est suivi par Isabelle Weber (12'177 voix) et
Nago Humbert  (9'310 voix). Jean-Charles Legrix arrive en neuvième position, avec un
score de 6'230 voix. Xavier Challandes obtient 6'175 voix. Suivent ensuite Stephan
Moser (5'660 voix), Vincent Martinez (5'152 voix), Dimitri Paratte (4'375 voix), Michèle
Griffon (1'647 voix), Valérie Griffon (1'493 voix) et, finalement, Morgan Aeby (1'265 voix).
La population semble en faveur du maintien du statu quo, malgré la défaite infligée au
Conseil d'Etat sur le projet d'hôpital unique de soins aigus en février dernier. 
Concernant le deuxième tour, après l'annonce du POP, de l'UDC et des Verts de ne pas
y participer, le PLR a suivi la même voie. Les membres sortants du gouvernement
neuchâtelois ont donc été élus tacitement. Au cours de la prochaine législature, ils
devront se battre en faveur de l'hôtel judiciaire à la Chaux-de-Fonds, tenter de
convaincre de la pertinence d'une convention collective de travail pour tous les
collaboratrices et collaborateurs des établissements de soins et faire comprendre que
les reports de mesures fiscales ne sont pas juste un cadeau aux communes employant
beaucoup de frontaliers. Cela tout en considérant les problèmes de fonds du canton,
les conséquences du franc fort, le chômage, l'aide sociale et la diminution des subsides
des caisses-maladies. 11

Kantonale Ersatzwahlen

Bereits zum zweiten Mal innerhalb derselben Legislatur – 2011 wurde der gestrauchelte
Frédéric Hainard (fdp) durch Thierry Grosjean (fdp) ersetzt – kam es im Kanton
Neuenburg zu einer Ersatzwahl. Nachdem er zum Präsident des Bankrates der
Schweizerischen Nationalbank (SNB) gewählt worden war, erklärte Jean Studer (sp)
seinen Rücktritt aus dem Staatsrat. Um die Kontinuität in der Neuenburger Regierung
zu gewährleisten trat er allerdings nicht per sofort zurück, wie dies von der FDP
gefordert wurde, sondern per 31.7.12. Damit wurden Ersatzwahlen für den 14. Oktober
anberaumt, obwohl bereits im Frühjahr 2013 die nächsten ordentlichen
Gesamterneuerungswahlen geplant waren. Den SP-Sitz in der von der FDP dominierten
Exekutive (3 FDP, 2 SP) sollte Laurent Kurth verteidigen. Der Stadtrat aus La-Chaux-de-
Fonds setzte sich Ende August intern deutlich gegen zwei weitere Anwärter durch.
Lange Zeit meldete sich kein Herausforderer von Kurth. Da die FDP in Anbetracht ihrer
Parlamentsstärke in der Regierung bereits übervertreten war und die SVP ihren Leader
Yvan Perrin kurz vor den Neuwahlen nicht verheizen wollte, drohte eine stille Wahl. Für
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Lacher sorgte das Komikerduo „Cuche et Barbezat“, das dieser Gefahr entgegentreten
wollte, die offiziell angemeldeten Jux-Kandidaturen Ende August aber wieder
zurückzog. Eine stille Wahl wurde schliesslich durch Louis Dubois verhindert (Entente
cantonale neuchâtelois), der seine Kandidatur auch damit begründete, dass
demokratische Beteiligungsrechte nur durch Nutzung geschützt würden. Für Wirbel
und eine weitere Schwächung der laut Presseberichten bereits angeschlagenen
Neuenburger Regierung – Studer war der einzige mit langjähriger Erfahrung, die
restlichen vier Regierungsräte waren 2009 gewählt worden bzw. rutschten während der
Legislatur nach – sorgte das knappe Nein der Stimmbevölkerung zum Regierungsprojekt
einer Schnellbahn zwischen Neuenburg und La Chaux-de-Fonds Ende September
(transrun) sowie die Ankündigung von Regierungsrätin Gysèle Ory (SP) bei den
Erneuerungswahlen 2013 nach nur einer Legislatur nicht mehr anzutreten. Darüber
hinaus lastete das zunehmend schwierige Verhältnis zwischen Regierungsrat Claude
Nicati (fdp) mit seiner Partei auf der Regierung. Tatsächlich trat Nicati kurz nach den
Wahlen aus der FDP aus und liess offen, ob er 2013 nochmals antreten würde.

Die Ersatzwahlen selber fielen deutlich zu Gunsten von Laurent Kurth aus. Der
Sozialdemokrat erhielt 21'040 Stimmen (71,4%). Sein Herausforderer Louis Dubois
erhielt beachtliche 8'428 Stimmen. Den Vorwurf, seine Kandidatur habe den Kanton für
die Organisation der Wahlen rund 200'000 CHF gekostet, wies Dubois zurück. Grund
für die Ersatzwahlen sei der Rücktritt Studers gewesen, der sein Mandat während der
Legislatur abgegeben habe, was eigentlich ein Unding sei. Er, Dubois, hätte der
Stimmbevölkerung wenigstens die Wahl gelassen und wünschte, dass die Regierung nun
gemeinsam an einem Strick ziehe. Der Sieger der Wahlen zeigte sich zufrieden. Die
geringe Beteiligung – die Partizipation lag bei erwartet tiefen 24% – wurde zwar nicht
wirklich als Vertrauensvotum in die kriselnde Regierung gewertet, Kurth betrachtete
seine über 70% an Wählerstimmen jedoch als gute Legitimationsbasis. 12

Die 2013 bei den Gesamterneuerungswahlen gehörig durcheinander geschüttelte
Neuenburger Regierung – gleich zwei der fünf Bisherigen wurden damals abgewählt –
kam auch 2014 nicht zur Ruhe. Yvan Perrin (svp), der 2013 als erster Vertreter der SVP in
die Neuenburger Regierung gewählt worden war, musste sich Anfang März wegen
Anzeichen eines Burnouts und aufgrund von erneuten Alkoholexzessen behandeln
lassen. Im Juni musste der ehemalige Nationalrat wegen Depressionen und Erschöpfung
erneut in ein Spital eingewiesen und krankgeschrieben werden. Die Regierungskollegen
drückten Perrin ihr Mitgefühl aus und betonten, dass die seit Beginn der Legislatur
spürbare positive Dynamik in der Regierung nicht gefährdet sei. Wenige Tage später
erklärte Perrin allerdings seinen Rücktritt. Es sei ihm nicht mehr möglich, das Amt
seriös auszuüben. Damit löste er sein vor den Wahlen 2013 gemachtes Versprechen ein,
zurückzutreten, falls er wieder einen Rückfall erleide. Regierungsratspräsident Alain
Ribaux (fdp) zeigte sich einerseits erschüttert ob des Ausmasses der Krise von Perrin,
war aber andererseits auch erleichtert, weil die Situation für die Regierung schwierig
war. Es musste also eine weitere Ersatzwahl – die dritte innert vier Jahren – anberaumt
werden. Die SVP kündigte an, den bei den Wahlen 2013 von der FDP eroberten Sitz
verteidigen zu wollen. Nominiert wurde Nationalrat Raymond Clottu, der sich bereits
rund sechs Tage nach dem Rücktritt Perrins via Sonntagspresse ins Gespräch brachte.
Clottu war 2013 nach der Wahl Perrins für diesen in den Nationalrat nachgerutscht und
wollte nun auch den Regierungssitz von seinem Parteikollegen erben. Aber auch die
FDP bekundete Interesse und auch sie trat mit einem amtierenden Nationalrat an: Ende
Juni wurde Laurent Favre nominiert, der den Neuenburger Freisinn seit 2007 in Bern
vertritt. Weil Favre als erfahrener und bekannter Politiker eingeschätzt wurde – seine
Arbeit in der Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie prädestinierte ihn
zudem nachgerade für die Übernahme des freien kantonalen Departements für
Raumplanung und Umwelt – und weil er für die Linke wohl eher wählbar war als Clottu,
galt der Freisinnige als Favorit. Zudem wurde Favre von der CVP und der BDP
unterstützt. Weder die SP noch die Grünen gaben hingegen eine Empfehlung ab. Die
SVP warnte davor, sie wieder zur reinen Oppositionspartei zu machen. Dies würde nach
den turbulenten Jahren den aktuellen Konsolidierungskurs gefährden. Zudem verfüge
Clottu als Geschäftsführer eines Treuhandbüros über Führungserfahrung. Die Karten
verschlechterten sich für die SVP zusätzlich, weil mit Karim-Frédéric Marti ein
Sprengkandidat aus den eigenen Reihen antrat. Tatsächlich stand die Neuenburger SVP
nicht geschlossen hinter Clottu. Marti kritisierte, dass Clottu einen zu wenig
enthusiastischen Wahlkampf betreibe. Die Parteiführung reagierte vehement gegen den
wild antretenden Marti. Um einen Eklat und einen Parteiausschluss zu verhindern,
wurde Marti auf dem Wahlzettel ohne Parteizugehörigkeit aufgeführt. Als vierter
Kandidat trat der Parteilose Thomas Wroblevski an, der das Amt allerdings gar nicht

WAHLEN
DATUM: 28.09.2014
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



übernehmen wollte. Der Schauspieler gab bekannt, für all jene zu kandidieren, die
keinen der Anwärter überzeugend fänden, also sozusagen für jene antrete, die sonst
eine leere Stimme abgeben würden. Leere Stimmen werden im Kanton Neuenburg nicht
für die Bestimmung des absoluten Mehrs addiert, wogegen Wroblevski protestieren
wollte. Würde er allerdings gewählt, würde er sofort zurücktreten und die Wahlen
müssten noch einmal neu angesetzt werden. 
Soweit kam es jedoch nicht. Im Gegenteil machte Laurent Favre das Rennen bereits im
ersten Wahlgang mit überraschender Deutlichkeit: Nicht weniger als 67,8% aller
Stimmen wurden für den Freisinnigen abgegeben (34'427 Stimmen), der damit das
absolute Mehr von 25'402 Stimmen deutlich übertraf. Raymond Clottu lag mit 16,6% der
Stimmen abgeschlagen auf Platz 2 (8'441 Stimmen). Auch die 2'477 Stimmen von Karim-
Frédéric Marti (4,9%) hätten Clottu wahrscheinlich nichts gebracht, lag der wilde
Kandidat doch sogar noch hinter dem Parteilosen Thomas Wroblevski, der 5'458
Stimmen holte (10,7%). Die Wahlbeteiligung lag bei 40,2%. Der Wahlausgang wurde eher
als Niederlage für die SVP denn als Sieg für die FDP gewertet. Zumindest in Teilen der
Presse wurde der Sitzverlust auch mit der fahrlässigen Strategie der SVP begründet.
Einerseits habe es die Volkspartei versäumt, Perrin trotz dessen bekannter
Gesundheitsprobleme bereits 2013 an der Kandidatur für den Regierungsrat zu hindern.
Die SVP habe hier ihre personelle Sorgfaltspflicht vernachlässigt. Andererseits habe die
wilde Kandidatur von Marti gezeigt, dass innerhalb der Partei nicht alle am gleichen
Strick ziehen würden. Darüber hinaus hatte sich der Gründer und ehemalige
Parteipräsident der Neuenburger SVP – Walter Willener – in der Presse sehr
wohlwollend über Laurent Favre geäussert. Nach nur einem Jahr Regierungsbeteiligung
musste die SVP also ihren Neuenburger Regierungssitz bereits wieder räumen und der
Staatsrat bestand neu aus drei SP und zwei FDP-Räten. In den letzten 20 Jahren waren
im Kanton Neuenburg damit nicht weniger als 21 neue Regierungsvertreter gewählt
worden. Für Favre rückte Pierre-André Monnard in den Nationalrat nach. 
Noch während des Wahlkampfes wurde das Urteil gegen den ehemaligen freisinnigen
Regierungsrat Frédéric Hainard verkündet, dessen erzwungener Rücktritt 2010 am
Anfang der turbulenten Neuenburger Legislatur gestanden hatte. Hainard wurde wegen
Amtsmissbrauch, Nötigung und Urkundenfälschung angezeigt. Die Affäre Hainard hatte
insofern ein weiteres Nachspiel, als sich die Neuenburger Bevölkerung Ende November
mit überwältigendem Mehr von 90,6% für die Einführung eines
Amtsenthebungsverfahrens aussprach. In Zukunft können drei Viertel des Grossen
Rates einen amtierenden Staatsrat abwählen. Die „Lex Hainard“ war die erste dieser Art
in der französischsprachigen Schweiz. 13

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Neuenburg präsentierten sich für die Nationalratswahlen 2015 54
Kandidierende auf 15 Listen. Dass nur die Anzahl Listen und nicht auch jene der
Kandidierenden einen neuen Rekord bedeutete, hatte wohl auch mit der Sitzreduktion
von fünf auf nur noch vier Sitze zu tun. Mit der Anzahl an Kandidierenden reduzierte
sich auch der Frauenanteil auf den Neuenburger Listen: Er betrug nur noch 24.1
Prozent (2011: 31.1%). Zu den Wahlen traten im Vergleich zu 2011 unter anderem
erstmals die Grünliberalen, einige Jungparteien, sowie parteiunabhängige Vertreter –
wie jene der Bürgergruppe «Vote Blanc», die ein Auffangbecken für alle jene sein
wollte, die mit den bestehenden Parteien unzufrieden sind – mit Listen an.

In Neuenburg kam es nicht nur zu einem Kampf um eines der neu nur noch vier Tickets
nach Bern, sondern auch zu einer absehbaren Erneuerung der Delegation. So
verzichteten nicht weniger als drei der fünf Bisherigen auf eine erneute Kandidatur. Bei
den Grünen war dies die amtsälteste Neuenburger Nationalrätin, Francine John-
Calame, welche seit 2005 im Nationalrat gesessen hatte. Bei den Freisinnigen traten
Pierre-André Monnard und Sylvie Perrinjaquet nicht mehr an. Monnard hatte seinen
Rücktritt bekannt gegeben, nachdem herausgekommen war, dass er als
Regierungsmitglied ein Loch von 12 Millionen Franken in der Rechnung der Stadt La-
Chaux-de-Fonds vertuscht hatte. Seine Kollegin Perrinjaquet war 2011 nicht mehr in
den Nationalrat gewählt worden, aber für den in den Staatsrat gewählten Alain Ribaux
wieder nachgerückt. Wirklich überzeugen konnte die FDP-Frau aus Sicht ihrer Partei
jedoch nicht mehr. Mit der Aussicht, dass ihr gar die erneute Kandidatur verwehrt
werden könnte, gab sie bereits vor dem parteiinternen Nominierungsprozedere ihren
Rücktritt bekannt. Erneut zur Wahl an traten hingen Jacques-André Maire von der SP
und Raymond Clottu von der SVP. Clottu war 2013 für den in den Staatsrat gewählten –
und nur wenig später bereits zurückgetretenen – Yvan Perrin nachgerückt. 
In Sachen Listenverbindungen zeichneten sich keine Überraschungen ab. Im linken
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Lager verbanden sich wiederum die SP, die PdA und die Grünen. Wie schon 2011, gingen
die Grünen und die PdA zudem eine Unterlistenverbindung ein. Bei den bürgerlichen
Parteien schloss sich die erstmals antretende GLP dem Bündnis von FDP, CVP und BDP
an. Die SVP ging dieses Mal nicht ganz alleine ins Rennen, da sie sich mit der 2012 vom
ehemaligen FDP-Regierungsrat Frédéric Hainard gegründeten Nouveau parti libéral
(NPL) und der Liste «Impossible alternative» verband.
Die grosse Frage im Vorfeld der Wahlen war, zu wessen Lasten der demographisch
bedingte Sitzverlust gehen würde. Die Ausgangslage war zudem auch aufgrund der
vielen Rücktritte spannend. Das die Linke ihre beiden Sitze würde halten können, galt
als gegeben, allerdings war unklar, welche Parteifarben die Mandate aufweisen würden:
Die Grünen mussten durch den Rücktritt ihrer langjährigen Amtsinhaberin John-
Calame einen Verlust befürchten, wogegen die PdA mit dem Stadtpräsidenten von Le
Locle, Denis de la Reussille, einen starken und aussichtsreichen Kandidaten
präsentierte und auf einen Erfolg hoffen konnte. Als ungefährdet galt SP-Nationalrat
Jacques-André Maire. Für die FDP und die SVP war die Gefahr grösser, dass sie in den
sauren Apfel beissen und einen Sitzverlust hinnehmen mussten: Die FDP hatte nicht nur
aufgrund der Affäre Monnard und Sitzverlusten bei den kantonalen Wahlen 2013
tumultuöse Zeiten hinter sich und versuchte mit einer Viererliste – angeführt von den
zwei eher unbekannten Kandidaten Philippe Bauer und Andreas Jurt – ihre beiden Sitze
zu halten. Aber auch SVP-Amtsinhaber Raymond Clottu genoss als nachgerückter
Nationalrat nur wenig Rückhalt. In den Medien galt der Sitz der SVP als der wackligste. 

Die Bekanntgabe der Resultate verzögerte sich in Neuenburg aufgrund eines
Informatikfehlers um ganze drei Stunden. Das verspätete Endergebnis zeigte aber auf,
dass es der SVP entgegen den Erwartungen gelang, der FDP den schwarzen Peter
zuzuschieben. Die Freisinnigen verloren nämlich ganze 2.4 Prozentpunkte an
Wähleranteil (neu: 24.4%) und konnten damit nur noch einen Vertreter – den
neugewählten Philippe Bauer – in den Nationalrat schicken. Die SP konnte ihr Mandat
verteidigen, verlor aber ebenfalls an Wähleranteil (-1.1 Prozentpunkte). Die
Sozialdemokraten wurden mit 23.7% erneut zweitstärkste Partei. Freuen konnte sich
die SVP, welche den Sitz von Raymond Clottu halten konnte, auch wenn die Partei leicht
Federn lassen musste (-1 Prozentpunkt, neu: 20.4%). Eine weitere Gewinnerin war die
PdA (+1.8 Prozentpunkte, neu: 12.2%), welche die GPS (-2.3 Prozentpunkte, neu: 9.3%)
als viertstärkste Partei ablöste. Denis de la Reussille hatte es damit geschafft, die
Grünen aus der Neuenburger Delegation zu verdrängen. Die CVP blieb praktisch
unverändert bei einem Wähleranteil von 3.6 Prozent (+0.1 Prozentpunkte), während die
Grünliberalen auf Anhieb 3.4% Wähleranteil eroberten. Neu sieht die
Zusammensetzung der Neuenburger Vertretung somit folgendermassen aus: 1 SP, 1 PdA,
1 FDP und 1 SVP. Nach dem Rücktritt der grünen Nationalrätin John-Calame schickten
die Neuenburgerinnen und Neuenburger keine weibliche Vertretung mehr in die grosse
Kammer. Die Wahlbeteiligung im Kanton betrug tiefe 41.8% (2011: 42.4%) – ein Wert der
nur noch im Kanton Glarus und im Kanton Appenzell Innerrhoden unterboten wurde. 14

Obwohl der Kanton Bern aufgrund seines unterdurchschnittlichen
Bevölkerungswachstums bei den Nationalratswahlen 2019 schon zum zweiten Mal in
Folge ein Mandat in der Grossen Kammer abgeben musste, bewarben sich dieses Jahr
deutlich mehr Personen auf einen der verbliebenen 24 Sitze als vor vier Jahren. Unter
den total 651 Kandidierenden waren auch 274 Frauen gemeldet. Damit war der
Frauenanteil ebenfalls höher als 2015 (2019: 42.1%; 2015: 37.4%). Die Anzahl der
Wahllisten stieg von 26 auf 34.

Bei den letzten Nationalratswahlen hatte sich die SVP nach ihrem Sitzgewinn als
Wahlsiegerin feiern lassen können. Je einen Sitz verloren hatten damals die BDP und
die Grünen. Während der vergangenen Legislatur waren die Berner Nationalratssitze
somit wie folgt auf die Parteien verteilt: 9 SVP, 6 SP, 3 BDP, 2 FDP, 2 Grüne, 2 GLP, 1
EVP.  Aufgrund des Mandatsverlustes war schon von Beginn weg klar, dass mindestens
eine Partei einen Sitz verlieren würde. Die beiden Parteien welche im Vorfeld am
stärksten gefährdet schienen, waren die SVP und die BDP. Die Volkspartei hatte 2015
Proporzglück gehabt und den Sitzgewinn nur dank einem Überhangmandat geschafft.
Auf kantonaler Ebene hatte die SVP seither Federn lassen müssen, auch weil sie bei den
Grossratswahlen 2018 drei Sitze verloren hatte. Keine wirkliche Hilfe waren der Partei
die Listenverbindungen – sie verband sich einzig mit der Liste «Gesundheit-Energie-
Natur». Ausserdem musste die Volkspartei einen gewichtigen Abgang verkraften: Der
langjährige Nationalrat Adrian Amstutz wurde Opfer der parteiinternen
Amtszeitbeschränkung. Zwar hatten die SVP-Delegierten eigens eine «Lex Amstutz»
beschlossen, die es erlaubt hätte die Beschränkung in einzelnen Fällen zu lockern. Doch
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Amstutz entschied sich trotz dieser Sonderregel, nicht erneut zu kandidieren. Auch die
BDP musste bei den diesjährigen Wahlen auf bekannte Parteigrössen verzichten. Neben
dem Rücktritt von Werner Luginbühl aus dem Ständerat kündigte auch Hans Grunder im
Frühjahr an, im Oktober nicht erneut kandidieren zu wollen. Schon während der
Legislatur war Urs Gasche aus dem Rat geschieden. Ohne ihre langjährigen Zugpferde
musste die BDP um ihre drei Sitze bangen. Die Hoffnungen ruhten im Wahljahr deshalb
vor allem auf Beatrice Simon. Zusätzlich zu ihrer Ständeratskandidatur figurierte die
bekannte Berner Finanzdirektorin auch auf der BDP-Nationalratsliste als
Wahllokomotive. Da in Bern ein Doppelmandat in der kantonalen Regierung und im
nationalen Parlament verboten ist, hätte Simon im Falle eines Einzuges ins
Bundesparlament ihr Regierungsratsmandat abgeben müssen. Da der Posten in der
Regierung gemeinhin als erstrebenswerter angesehen wird, wurde Simon von
politischen Gegnern vorgeworfen, sie täusche die Wähler, denn sie habe gar nicht vor,
eine Wahl in den Nationalrat anzunehmen. Stattdessen habe sie sich nur aufstellen
lassen, um der BDP-Liste zu mehr Stimmen zu verhelfen. Simon beteuerte jedoch, dass
sie auch eine Wahl in den Nationalrat annehmen würde. Dies wiederum stiess den
Bürgerlichen sauer auf, da sie dadurch die 2018 mühselig erkämpfte bürgerliche
Mehrheit im Berner Regierungsrat bedroht sahen. Relativ ungefährdet schienen die
sechs Sitze der SP zu sein. Die Sozialdemokraten waren bei den Kantonsratswahlen 2018
als Sieger hervorgegangen (+5 Sitze). Zwar hatte auch die SP einen Rücktritt zu
vermelden – für Margret Kiener Nellen war wegen der Amtszeitbeschränkung Ende der
Legislatur Schluss – doch die national bekannte ehemalige Juso-Chefin Tamara
Funiciello sprang in die Bresche. Auch dieses Jahr führte die SP eine separate Frauen-
und Männerliste. Bisher waren auf beide Listen je drei Nationalratssitze abgefallen.
Doch aufgrund der starken Frauenliste wurde gemutmasst, dass die SP-Frauen ihren
männlichen Kollegen einen Sitz wegschnappen könnten. Die männlichen SP-Vertreter,
allen voran Adrian Wüthrich, der erst während der Legislatur für den verstorbenen
Alexander Tschäppät nachgerutscht war, mussten daher um ihre Wiederwahl bangen.
Obwohl in Bern ein Sitz weniger zu vergeben war, peilten 2019 einige Parteien einen
Sitzgewinn an. Die FDP, ermutigt durch ihre drei Sitzgewinne bei den
Kantonsratswahlen 2018, hatte sich 11 Prozent Wähleranteil und einen dritten Sitz als
Ziel gesetzt. Sie ging dafür aber keine überparteiliche Listenverbindung ein. Die CVP
strebte derweil nach achtjährigem Unterbruch ihre Rückkehr in den Nationalrat an.
Dafür ging sie eine breite Mitte-Verbindung mit den Listen der GLP, EVP, BDP und den
Piraten ein. Als aussichtsreichster CVP-Kandidat galt der Stadtberner
Sicherheitsdirektor Reto Nause. Ebenfalls nach achtjähriger Absenz in die Grosse
Kammer zurückkehren wollte die EDU. Um die dazu nötigen Wählerprozente zu
erreichen, verband sich die EDU mit sechs teilweise recht skurrilen Listen («Schweizer
Demokraten», «Die Musketiere», «Landliste», «Partei der unbegrenzten
Möglichkeiten», «5G ade!» und «JutziPhilipp.com»). Durch dieses breite Bündnis der
Kleinsten wurden der EDU und ihrem Spitzenkandidat Andreas Gafner tatsächlich gute
Chancen für den Einzug in den Nationalrat eingeräumt. Da das Thema der Stunde, die
Klimapolitik, im Wahlkampf allgegenwärtig war, gehörten auch die Grünen und die
Grünliberalen zu den Anwärtern auf einen Sitzgewinn. Beide Parteien wussten national
bekannte Zugpferde in ihren Reihen – die Parteipräsidentin der Grünen Schweiz Regula
Rytz, der Präsident der GLP Schweiz Jürg Grossen und die Co-Präsidentin der
Frauendachorganisation «alliance F» Kathrin Bertschy (GLP). Bei den Grünen hoffte
zudem die bisherige Nationalrätin Aline Trede darauf, dieses Mal den Einzug ins
Parlament auf Anhieb zu schaffen, nachdem sie schon zwei Mal für aus dem Rat
scheidende Parteikollegen nachgerutscht war. Während die GLP in der Mitteverbindung
Unterschlupf fand, verbanden die Grünen ihre Listen mit der SP und der Partei der
Arbeit (PdA).

Der Wahlsonntag brachte unerwartet grosse Verschiebungen. Die grossen Wahlsieger
waren die Grünen und die Grünliberalen. Erstere bauten ihren Wähleranteil gegenüber
2015 um 5.1 Prozentpunkte aus (neu 13.6%) und gewannen zwei Sitze dazu. Neben Rytz
und Trede zogen auch Christine Badertscher und Kilian Baumann in den Nationalrat ein.
Die GLP vergrösserte ihren Wähleranteil um 3.7 Prozentpunkte (neu 9.7%), was für
einen Sitzgewinn reichte. Melanie Mettler schaffte den Einzug ins Parlament zusammen
mit den Bisherigen Grossen und Bertschy. Anders als die CVP, die ihren angestrebten
Wiedereinzug in den Nationalrat verpasste, holte sich die EDU einen Sitz. Ihre Strategie
der Listenverbindungen mit zahlreichen Kleinstgruppierungen war damit aufgegangen.
Zwar verpasste sie die vier-Prozent-Marke ganz knapp, doch sie sicherte sich ein
Überhangsmandat, womit der EDU-Spitzenkandidat Andreas Gafner ins Parlament
einzog. Keine Verschiebungen gab es bei der FDP und der EVP: Die bisherigen Christian
Wasserfallen (FDP), Christa Markwalder (FDP) und Marianne Streiff (EVP) wurden
wiedergewählt. Ein Debakel waren die Wahlen hingegen für die SP, die SVP und die BDP.
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Die Sozialdemokraten verloren 2.9 Prozentpunkte ihres Wähleranteils (neu 16.8%) und
dazu gleich zwei Sitze, wobei hauptsächlich die SP-Männer unter die Räder kamen. Von
der Männerliste schaffte einzig Matthias Aebischer die Wiederwahl, Adrian Wüthrich
und Corrado Pardini verpassten ihre Wiederwahl. Die SP-Frauen hielten ihre drei Sitze.
Tamara Funiciello ersetzte Kiener Nellen und zog neben Nadine Masshardt und Flavia
Wasserfallen in die Grosse Kammer ein. Die SVP (-3.1 Prozentpunkte, neu 30.0%)
musste ebenfalls den Verlust von zwei Nationalratssitzen hinnehmen. Zusätzlich zum
Rücktritt von Amstutz wurde noch Manfred Bühler abgewählt. Damit schied der einzige
Vertreter des französischsprachigen Berner Jura aus dem Nationalrat. Für die SVP
verblieben Albert Rösti, Andreas Aebi, Nadja Pieren, Erich von Siebenthal, Erich Hess
und Andrea Geissbühler im Rat. Lars Guggisberg rutschte ausserdem für den Neo-
Ständerat Werner Salzmann in den Nationalrat nach. Den grössten Wähleranteilverlust
(-3.8 Prozentpunkte, neu 8.0%) erlitt die BDP. Trotzdem verlor sie «nur» einen ihrer
drei Sitze. Neben Lorenz Hess schaffte auch Beatrice Simon die Wahl. Nach ihrer
erfolglosen Ständeratskandidatur verzichtete sie allerdings – entgegen ihren
Ankündigungen im Wahlkampf – auf ihr Nationalratsmandat und blieb stattdessen
Regierungsrätin. Der Bisherige Heinz Siegenthaler rutschte für sie nach. Die
Zusammensetzung der Berner Nationalratsdelegation lautet somit neu: 7 SVP, 4 SP, 4
GP, 3 GLP, 2 FDP, 2 BDP, 1 EVP und 1 EDU. Die Stimmbeteiligung fiel im Vergleich zu 2015
um 1.7 Prozentpunkte auf 47.4 Prozent. 15

Au Conseil national, quatre sièges étaient à pourvoir lors des élections fédérales
d'octobre 2019 dans le canton de Neuchâtel. Deux sortants ont brigué un nouveau
mandat. Il s'est agi du libéral-radical Philippe Bauer et du popiste Denis de la Reussille,
tout deux élus en 2015. Bauer a cependant visé en priorité un strapontin au Conseil des
États, sa candidature au national ayant pour but de faire profiter la liste libérale-
radicale de la prime au sortant. L'accession de Bauer à la chambre haute ne faisant que
peu de doute, trois candidat.e.s ont été désigné.e.s pour récupérer son siège, à savoir
Damien Cottier – l'ancien conseiller personnel du conseiller fédéral Didier Burkhalter –,
Sandra Menoud et Andreas Jurt. Contrairement à 2015, les Vert'libéraux et le PDC ont
cette fois-ci refusé de déposer une liste commune avec les libéraux-radicaux – qui ne
«profiterait qu'à ceux-ci» – critiquant notamment les décisions «désastreuses» prises
par le PLR et l'UDC durant la législature écoulée. En s'alliant, les deux partis du centre
n'ont pas jugé impossible la conquête d'un siège, même s'ils ont admis partir de loin
avec un cumul de 8 pour cent des votes lors des dernières élections fédérales. La liste
des Vert'libéraux comprenait quatre candidat.e.s, comme celle des jeunes
Vert'libéraux, alors que trois noms figuraient sur la liste du PDC.
Du côté de l'UDC, le retour de l'enfant prodige de la section cantonale dans l'arène
politique a fait couler de l'encre dans la presse; Yvan Perrin, ex-président de l'UDC
neuchâteloise et ex-vice-président de l'UDC suisse, avait pour objectif de remobiliser
un parti en perte de vitesse, qui avait été le grand perdant des élections cantonales de
2017. En effet, le parti agrarien avait vu sa députation au Grand Conseil se réduire
comme peau de chagrin, passant de 20 à 9 têtes. Cette débandade était en partie due
aux tensions internes qui ont miné la section cantonale du parti: le conseiller national
Raymond Clottu en a été exclu en 2017, mais a continué de siéger avec la fraction UDC à
Berne, en tant qu'indépendant. Il a renoncé à se représenter pour ces élections
fédérales, laissant le champ libre à Perrin, son meilleur ennemi et prédécesseur au
Conseil national. Selon la presse, l'habitant de la Côte-aux-Fées a gardé une bonne côte
de popularité dans le canton malgré ses déboires, lui qui dut notamment démissionner
de son poste de conseiller d'État un an après son entrée en fonction pour des
problèmes de santé psychique et d'alcool. Durant la campagne, il a à maintes reprises
affirmé être guéri, confiant notamment à ArcInfo «avoir réussi à monter au sommet du
Chasseron en VTT depuis la Côte-aux-Fées» pour la première fois depuis plus de dix
ans. Il a néanmoins reconnu que ses «mésaventures» pourraient lui «coûter des voix».
Avec quatre candidat.e.s sur la liste principale et deux sur la liste jeune, l'UDC a
souhaité donner l'image d'un parti où toutes et tous «tirent à la même corde», selon le
président Walter Willener, dont l'inimitié envers Yvan Perrin était pourtant de notoriété
publique. 
De l'autre côté de l'échiquier politique, le socialiste Jacques-André Maire a rendu son
tablier après dix années dans les entrailles du Palais fédéral. Pour le remplacer, le PS a
misé sur quatre candidatures: Aurélie Widmer, Grégory Jaquet, Oghuzan Can et
Baptiste Hurni, qui faisait figure de locomotive. Âgé de 33 ans, le chef du groupe
socialiste au Grand Conseil disposait déjà d'une certaine expérience politique au
niveau cantonal malgré sa jeunesse. Au lancement de la campagne, la présidente de la
section cantonale Florence Nater a donné le ton, estimant possible la conquête d'un
troisième siège pour la gauche «grâce aux désaccords de la droite, à la poussée des
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Verts et au désarroi de l'UDC». Des ambitions vite tempérées par les allié.e.s du parti
socialiste: le loclois Denis de la Reussille savait sa place menacée par les Vert.e.s, alors
qu'il avait récupéré le siège laissé vacant par Francine John-Calame (vert.e.s) en 2015.
Les écologistes n'ont d'ailleurs pas caché leurs projets de reconquête, avec les
candidatures de Céline Vara et Fabien Fivaz pour les deux chambres, accompagné.e.s
par Veronika Pantillon et Roby Tschopp pour le national. Aux côtés de Denis de la
Reussille, le POP a présenté trois autres candidatures, alors que SolidaritéS a également
déposé une liste complète. Contrairement à la droite, la gauche est partie unie dans la
bataille avec une liste commune entre le PS, les Vert.e.s, le POP et SolidaritéS. 
Avec encore plusieurs listes jeunes et celle du parti fédéraliste européen, ce sont au
total 28 candidates et 37 candidats qui ont brigué un mandat dans la capitale, pour une
moyenne d'âge de 40.7 ans. La part des candidatures féminines s'est élevée à 40.4 pour
cent, contre 24.1 en 2015. De quoi espérer un changement par rapport à la législature
écoulée, qui n'a vu aucune femme neuchâteloise siéger sous la coupole. Selon ArcInfo,
les espoirs d'élection féminine reposaient cependant presque exclusivement sur les
épaules de Céline Vara, pronostiquant un duel avec Denis de la Reussille pour
l'obtention d'un strapontin.
S'agissant des budgets de campagne, le PS a annoncé disposer de CHF 200'000 pour la
campagne. Le budget du PLR s'est monté à CHF 150'000, celui des Vert.e.s à CHF
70'000 et celui de l'UDC à CHF 62'000. Enfin, les Vert'libéraux ont annoncé un budget
de CHF 70'000, le PDC de CHF 30'000, le POP de CHF 25'000 et SolidaritéS de CHF
12'000. Si la somme totale investie par les partis dépasse certes les CHF 600'000,
ArcInfo a remarqué que les contributions personnelles des candidats demeuraient
cependant relativement faibles en comparaison intercantonale, ce qui constitue une
spécificité du canton de Neuchâtel. 

Le 20 octobre, c'est un raz-de-marée vert qui a déferlé sur Neuchâtel, à l'image de ce
qui s'est passé dans de nombreux autres cantons suisses. Avec 20.8 pour cent des
suffrages (+11.5 points de pourcentage, pp, par rapport à 2015), les Vert.e.s ont
décroché un siège au national, qui sera occupé par Fabien Fivaz. Dans le même temps,
Céline Vara a accédé au Conseil des États, aux dépens du PS. Ce fût donc une journée
mi-figue mi-raisin pour les socialistes (16.6% des suffrages, -8.1pp), qui ont néanmoins
pu se consoler avec l'élection de Baptiste Hurni et le bon score global de la gauche, qui
a décroché un troisième siège grâce à la réélection de Denis de la Reussille. Le POP
(12.1%, -0.1pp) a cartonné dans le haut du canton, récoltant 24.4 pour cent des
suffrages à la Chaux-de-Fonds et plus de 32 au Locle, fief de Denis de la Reussille. Le
parti ouvrier populaire a également profité de l'apparentement avec les écologistes et
SolidaritéS (2.1%, pas de candidat.e en 2015) pour couper l'herbe sous les pieds de
l'UDC et de la liste commune entre les Vert'libéraux et le PDC. Celle-ci récolte 13.3 pour
cent des suffrages, 9.1 pour les Vert'libéraux (+5.7pp) et 4.2 pour le PDC (+0.6pp). En
légère perte de vitesse, le PLR (22.4%, -2pp) a néanmoins conservé son siège, qui
revient à Damien Cottier, alors que Philippe Bauer a sans surprise été élu au Conseil
des États. Le grand perdant de ces élections a ainsi été l'UDC (12.7%, -7.7pp), qui a été
contraint de céder son siège à la chambre du peuple. Cet échec est aussi celui d'Yvan
Perrin. L'ex-ministre a échoué dans sa tentative de retour au premier plan. L'ancien
policier l'a d'ailleurs bien compris puisqu'il a déclaré porter «une lourde responsabilité
dans la défaite» et a annoncé son retrait de la vie politique avant même l'annonce
définitive des résultats.
Le taux de participation s'est élevé à 40.2 pour cent, ce qui a fait de Neuchâtel le
troisième plus mauvais canton de Suisse tous âges confondus, derrière Genève (38.2%)
et Glaris (39.9%). Cependant, ArcInfo a précisé que la participation des jeunes
électeurs et électrices a augmenté par rapport à 2015, ce qui a été contrebalancé par
une légère baisse venant des populations plus âgées. Le mouvement des grèves du
climat pourrait avoir incité la jeunesse à se déplacer aux urnes, alors que l'UDC a estimé
qu'une partie de son résultat décevant était à imputer au manque de mobilisation de
son électorat, d'après ArcInfo. 16
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Lebensmittel

Sans discussion, le Conseil national a accepté le postulat Masshardt (ps, BE) qui
demande au Conseil fédéral d'analyser les possibilités de remplacer la date limite de
consommation des denrées alimentaires par la date de péremption. Cette demande
s'inscrit dans la lutte contre le gaspillage alimentaire et fait écho au postulat Chevalley
18.3829 accepté par la chambre du peuple en mars 2019. Le postulat de la socialiste
profitait du soutien du Conseil fédéral. 17

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Nur einen Tag später ging die Debatte um den Voranschlag 2020 im Nationalrat weiter.
Auch dieses Jahr drehte sich die Eintretensdebatte vor allem um die Frage, wie gut die
wirtschaftliche Lage des Bundes wirklich sei und wie grosszügig das Parlament folglich
mit dessen finanziellen Ressourcen umgehen könne. Eintreten war nicht umstritten,
ganz im Gegensatz zur Detailberatung: Neben den Mehrheitsanträgen standen
zahlreiche Minderheitsanträge der SP- und der SVP-Fraktion auf dem Programm. Doch
obwohl der Nationalrat den Voranschlag während über 9 Stunden diskutierte, schuf er –
verglichen mit der Anzahl Minderheitsanträge – nur wenige Differenzen zum Ständerat. 
Die meisten dieser Differenzen waren im Nationalrat unumstritten, etwa die Erhöhung
des Globalbudgets der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts um CHF 709’300
CHF. In verschiedenen Fällen verband die Kommission zudem Aufstockungen mit der
Definition neuer Grenz- und Sollwerte oder der Neudefinitionen der
Rahmenbedingungen der Kreditverwendung, Instrumenten des Neuen Führungsmodells
des Bundes für die Bundesverwaltung. Mit diesen können Bedingungen zur Verwendung
der Gelder mit Budgetpositionen verbunden werden. Die Aufstockung des
Globalbudgets der Landwirtschaft um CHF 500'300 begründete der Nationalrat mit der
drohenden Unterfinanzierung des Aufbaus des Kompetenzzentrums Boden und
definierte dessen Finanzierung als Rahmenbedingung für den Kredit. Auch die
Forschungsbeiträge für die Landwirtschaft erhöhte er zugunsten des
Forschungsinstituts für biologischen Landbau um CHF 2.5 Mio. im Voranschlagsjahr
sowie in den Finanzplanjahren. Gegen die Aufstockung der Direktzahlungen für die
Landwirtschaft stellte sich eine Minderheit Schneider Schüttel (sp, FR), die
diesbezüglich dem Ständerat folgen wollte, jedoch mit 63 zu 127 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) unterlag. Abgelehnt hatten die Änderung die einstimmig stimmenden SP-
und GLP-Fraktionen sowie Minderheiten der FDP- und der Grünen-Fraktion. Auf Antrag
Mattea Meyer (sp, ZH) stockte der Nationalrat mit 112 zu 81 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
auch das Globalbudget des Fedpol im Voranschlagsjahr sowie in den Finanzplanjahren
um CHF 600'000 auf. Damit sollte eine Reduktion aus den Finanzplanjahren 2017 bis
2019 korrigiert werden, um damit eine Stellenaufstockung um vier Stellen zur Erfüllung
der Zentralstellenaufgaben des Fedpol im Bereich Internetkriminalität, insbesondere
der Pädokriminalität, zu ermöglichen. Die SVP- und die FDP-Fraktionen hatten sich
dagegen gewehrt, weil diese Stellen intern über das Globalbudget finanziert werden
sollten, wie Albert Vitali (fdp, LU) betonte. 
Sparsamer als der Ständerat zeigte sich die grosse Kammer bezüglich der finanziellen
Unterstützung von Selbsthilfeprojekten beim Bundesamt für Justiz: Hier sperrte sie sich
stillschweigend gegen die vom Ständerat beschlossene Ausgabenerhöhung auf CHF 2
Mio. Ohne Minderheit akzeptiert wurden auch die Anträge zum SEM: Die
Betriebsausgaben zu den Bundesasylzentren senkte der Rat nach Absprache der
Kommission mit dem SEM um CHF 27 Mio. und die Beiträge für die Sozialhilfe
Asylsuchender und vorläufig Aufgenommener reduzierte er aufgrund aktualisierter
Zahlen um 12.8 Mio. Dies obwohl Finanzminister Maurer darauf hingewiesen hatte, dass
man damit an den Leistungen des Bundes «überhaupt nichts» ändere, denn diese seien
gesetzlich vorgegeben. Ein solcher Beschluss führe später aber allenfalls zu
Nachtragskrediten, wenn sich die Flüchtlingssituation ändern sollte. 
Umstritten waren auch im Nationalrat vor allem die Bildungsausgaben. Diesbezüglich
lagen neben dem Mehrheitsantrag drei Minderheitsanträge vor. Die Mehrheit wollte in
den meisten Bildungsfragen dem Bundesrat folgen und die Bildungsausgaben nicht um
die ehemaligen Teuerungsbeiträge erhöhen. Einzig bezüglich der Berufsbildung
befürwortete sie eine zusätzliche Erhöhung. Eine Minderheit I Schneider Schüttel

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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forderte, dem Ständerat folgend, die im Rahmen der BFI-Botschaft 2017-2020
beschlossenen Beträge, eine Minderheit II Bourgeois (fdp, FR) bevorzugte hingegen
mehrheitlich einen Mittelweg zwischen Ständerat und Bundesrat. Dieser basierte auf
den Aufstockungen des Budgets im Bildungsbereich, welche das Parlament bereits 2019
vorgenommen hatte, abzüglich der Teuerungskorrektur nach Dittli (fdp, UR; Mo.
16.3705) um -0.1 Prozent. Mit 132 zu 60 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und 139 zu 52
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) setzte sich die Minderheit II gegen die Minderheit I und
die Mehrheit durch. Zudem sprach sich der Nationalrat beim Bildungsbudget zusätzlich
für eine Minderheit III Schneider Schüttel aus, welche bei den Institutionen der
Forschungsförderung eine zusätzliche Erhöhung um CHF 1.1 Mio. forderte, die
zugunsten der Akademien der Wissenschaften Schweiz eingesetzt werden sollte. 
Schliesslich nahm der Nationalrat verglichen mit dem Ständerat einige Änderungen bei
den Sollwerten vor, insbesondere im Gesundheitsbereich. Der Messwert für den Anteil
Rauchender in der Bevölkerung, gemäss dem nicht mehr als 25 Prozent der Bevölkerung
rauchen sollen, wurde gestrichen, da dessen Messung gemäss Kommission keine
Aufgabe des Staates sei. Dies obwohl Finanzminister Maurer vor der Streichung gewarnt
und diese als falsches Signal bezeichnet hatte. Gesteigert werden sollte hingegen der
Anteil Arztpraxen mit elektronischer Krankengeschichte der Patientinnen und
Patienten. Heute liegt dieser bei 76 Prozent, im Jahr 2020 soll er bei 80 Prozent zu
liegen kommen und für die Finanzplanjahre weiter gesteigert werden. Bei der
Militärversicherung soll der Anteil der Verwaltungskosten an den Gesamtkosten von 10.7
Prozent auf 10 Prozent gesenkt werden. Diese Änderungen waren nicht umstritten,
genauso wenig wie die Reduktion des Grenzwertes zum Auftreten von gentechnisch
verändertem Raps entlang von Bahngeleisen (von 0.5 Prozent auf 0.25 Prozent aller
untersuchten Proben). Schliesslich erhöhte der Nationalrat auch die Messgrösse bei
den Besucherinnen und Besuchern der bundeseigenen Museen von 60'000 auf 65'000
Personen – obwohl dies gemäss Bundesrat Maurer «nicht mehr Leute in die Museen»
locken werde. 
Die übrigen Änderungen, meistens beantragt von Mitgliedern der SP- oder der SVP-
Fraktion, lehnte die Ratsmehrheit jeweils deutlich ab. Verschiedene linke Minderheiten
setzten sich für Budgeterhöhungen im Bereich des Umweltschutzes ein. So versuchte
eine Minderheit Schneider Schüttel unter anderem die Überprüfung von Wirkstoffen
zur Senkung des Risikos von Pflanzenschutzmitteln für aquatische Organismen für das
Jahr 2020 von 20 auf 30 Wirkstoffe zu erhöhen sowie die dazu nötigen acht
zusätzlichen Stellen bei vier verschiedenen Bundesämtern zu schaffen. Mit 105 zu 84
Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnte der Rat den Antrag gegen den Willen der SP-, GPS-
und GLP-Fraktionen sowie der Mitglieder der EVP ab. Da sich der
Überprüfungsrhythmus an jenen der EU anlehne, sei eine Aufstockung hier nicht
angebracht, erklärte Alois Gmür (cvp, SZ) für die Kommission. Eine weitere Minderheit
Schneider Schüttel wollte CHF 20 Mio. mehr für die Revitalisierung von Gewässern
einsetzen, weil die Nachfrage nach Bundesmittel in diesem Bereich stark angestiegen
sei und im kommenden Jahr zahlreiche Projekte realisiert werden sollten. Mit 96 zu 95
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) lehnte der Rat jedoch auch diesen Antrag ab, wobei
Kommissionssprecher Gmür darauf hinwies, dass bei tatsächlichem Fehlen von Mitteln
Nachtragskredite eingereicht werden könnten. Zudem setzte sich eine Minderheit
Masshardt (sp, BE) für eine Verdoppelung des Betrags für den Technologietransfer beim
Bundesamt für Energie von CHF 20 Mio. auf CHF 40 Mio. ein. Dieses Geld diene dazu,
dass neue, noch nicht marktreife Technologien erprobt werden könnten. Eine Erhöhung
sei nicht nötig, weil die Privatwirtschaft solche Ideen kostensparend entwickeln könne,
argumentierte Sandra Sollberger (svp, BL) und begründete damit auch ihre Minderheit II
Sollberger, die den Betrag auf CHF 10 Mio. reduzieren wollte. Mit 142 zu 52 Stimmen
respektive 107 zu 86 Stimmen (bei 1 Enthaltung) setzte sich der Mehrheitsantrag gegen
die Anträge der Minderheit II respektive der Minderheit I durch. 
Doch nicht nur im Umweltbereich, auch zu anderen Themen reichte die SP-Fraktion
erfolglos Vorstösse ein. So wollten linke Minderheiten etwa das Globalbudget des
Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann aufstocken, die
Kulturabgeltung an die Stadt Bern in den Finanzplanjahren fortsetzen, dem BIT eine
grössere Konstanz in der Personalentwicklung als neues Ziel vorschreiben sowie eine
Aufstockung beim Eidgenössischen Personalamt vornehmen, das in der Folge
Lehrstellen und Hochschulpraktika zur Integration von Menschen, die aus dem
Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, anbieten soll. 
Die SVP hingegen versuchte vor allem, dem Stellenzuwachs beim Bund – im Voranschlag
2020 beträgt dieser gemäss Franz Grüter (svp, LU) 267 zusätzliche Stellen – Einhalt zu
gebieten. Dazu wollte Grüter allgemein die Ausgaben für den Personalaufwand im
Voranschlag 2020 sowie in den Finanzplanjahren bei CHF 6 Mrd. plafonieren – zum
ersten Mal überhaupt überstiegen die geplanten Ausgaben für das Personal die Grenze
von CHF 6 Mrd. Mit 134 zu 51 Stimmen lehnte der Rat den Minderheitsantrag Grüter
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gegen den Willen der geschlossen stimmenden SVP ab. Zudem wollte eine weitere
Minderheit Grüter den Betrag für die Lohnmassnahmen halbieren; 0.5 Prozent der
Lohnsumme reichten für Lohnverhandlungen, erklärte der Minderheitensprecher. Mit
140 zu 52 Stimmen lehnte der Rat auch diesen Antrag ab. Auch die weiteren
Minderheitsanträge, die vorsahen, die Ausgaben des Büros für Konsumentenfragen auf
dem Stand der Rechnung von 2018 zu plafonieren, auf die Budgeterhöhung der
Parlamentsdienste zur Schaffung von drei neuen Vollzeitstellen sowie auf Erhöhungen
in den Personalbereichen des EDA, des BAG und des BFS zu verzichten, lehnte der
Nationalrat ab. 
Zu reden gaben schliesslich auch die Bereiche Entwicklungszusammenarbeit und
Sicherheit. Während eine Minderheit I Keller (svp, NW) die Ausgaben für multilaterale
Entwicklungszusammenarbeit deutlich kürzen wollte, schlug eine Minderheit II Gysi (sp,
SG) in diesem Bereich eine Erhöhung des Budgets vor, um erneut auf die in der
Botschaft 2017-2020 vereinbarten Ausgaben zu kommen und um im Jahr 2023 eine
APD-Quote von 0.5 Prozent des Bruttonationaleinkommens zu erreichen.
Finanzminister Maurer wehrte sich gegen eine weitere Kürzung in diesem Bereich – die
Schweiz habe hier in den letzten Jahren die grössten Kürzungen vorgenommen, obwohl
sie weiterhin ihren Verpflichtungen nachkommen müsse, erklärte er.
Kommissionssprecher Gmür betonte hingegen, dass es sich bei der APD-Quote weder
um ein finanzpolitisches Steuerungsinstrument, noch um einen Zielwert handle,
sondern um einen Richtwert. Mit 140 zu 51 Stimmen und 106 zu 84 Stimmen (1
Enthaltung) sprach sich die grosse Kammer für den Mittelweg, den Mehrheitsantrag, aus
und beliess die entsprechenden Ausgaben auf ihrer ursprünglichen Höhe. 
Mit 135 zu 54 Stimmen nahm der Nationalrat schliesslich den Bundesbeschluss Ia über
den Voranschlag für das Jahr 2020, der verglichen mit dem bundesrätlichen
Budgetvorschlag Mehrausgaben von CHF 245 Mio. mit sich bringe, wie die beiden
Kommissionssprecher Gmür und Nicolet (svp, VD) erklärten, in der Gesamtabstimmung
an. Abgelehnt wurde er einstimmig von der SVP und von Stefania Prezioso Batou (gps,
GE). Kaum bis gar nicht umstritten waren der Bundesbeschluss Ib über die
Planungsgrössen im Voranschlag für das Jahr 2020, der Bundesbeschluss II über den
Finanzplan für die Jahre 2021-2023, der Bundesbeschluss III über die Entnahmen aus
dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2020 sowie der Bundesbeschluss IV über die
Entnahmen aus dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr
2020. 18

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Simplifier la procédure des mariages, tel est le but de la motion déposée par Andrea
Caroni (plr, AR). Elle consiste en deux mesures. La première vise à abolir le délai
d'attente de 10 jours après la fin de la procédure préparatoire et la célébration du
mariage. Ce délai provenant de la coutume de la publication de bans, il ne fait selon le
motionnaire plus sens aujourd'hui. La deuxième mesure consiste en la suppression de
l'obligation de se marier devant deux témoins, qui n'a depuis 1995 plus de justification
juridique. Les personnes souhaitant tout de même se marier devant témoins pourront
continuer à le faire. La motion a été acceptée par le Conseil national lors de la session
d'hiver, par 92 voix contre 86 et 9 abstentions. L'objet avait été repris par Nadine
Masshardt (ps, BE), le député Caroni ayant entre temps été élu au Conseil des Etats. Il
statuera donc sur sa motion lorsque celle-ci passera devant la chambre des cantons. 19

MOTION
DATUM: 14.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

En juin 2017, le Conseil national a refusé d'entrer en matière sur une initiative
parlementaire de la députée Masshardt, visant le droit à une réduction du taux
d'occupation suite à une naissance. Cette disposition existe déjà pour les employés de
la Confédération, qui après la naissance ou l'adoption de leur enfant, peuvent diminuer
leur temps de travail jusqu'à 20%. L'initiative Masshardt souhaite étendre cette
modalité à l'ensemble des acteurs économiques, avec une possibilité de dérogation
pour les petites entreprises. L'un des buts de la proposition de la socialiste est
d'augmenter la parité entre hommes et femmes au niveau de la conciliation entre vie
familiale et professionnelle. A la commission des affaires juridiques, le vote avait été
plutôt serré: la majorité opposée à l'initiative était composée de douze personnes,
alors que leurs adversaires étaient onze et qu'une personne s'est abstenue. Le Conseil

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.06.2017
SOPHIE GUIGNARD
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national, dans son ensemble, s'est montré plus tranché, puisque l'entrée en matière a
été refusée par 110 voix contre 67, avec 3 abstentions. 20

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Mit einer Motion forderte der SVP Politiker Yvan Perrin(NE) den Einsatz von
elektronischen Geräten, die das Kommen und Gehen des gewalttätigen Partners
überwachen und signalisieren, wenn dieser gegen eine Fernhaltemassnahme verstösst.
Dieser Vorstoss wurde vom Nationalrat ebenfalls gutgeheissen. 21

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Mittels einer parlamentarischen Initiative forderte Nadine Masshardt (sp, BE) eine
Änderung des Berufsbildungsgesetzes, um die politische Bildung in der Berufsbildung
als besondere Leistung im öffentlichen Interesse festzulegen. Ziel war es, dadurch dem
Bund zu erlauben, Massnahmen zur Förderung der politischen Bildung in der
Berufsbildung zu unterstützen. Masshardt unterstrich ihr Anliegen mit dem Verweis auf
eine Studie von GFS Bern, die zeige, dass bei Berufsschülerinnen und -schülern ein
besonderer Förderbedarf in politischer Bildung bestehe. 
Eine knappe Mehrheit der WBK-NR unterstützte das Anliegen in der Vorprüfung. Sie
verwies darauf, dass gerade in der direktdemokratischen Schweiz die Vorbereitung der
Jugendlichen auf die Ausübung ihrer politischen Rechte fundamental sei. Eine starke
Minderheit beantragte, der Initiative keine Folge zu geben. Sie machte geltend, dass es
für den Bund aufgrund des BBG bereits jetzt möglich sei, Projekte zur Förderung der
politischen Bildung zu unterstützen. Es bedürfe deshalb keiner Änderung des BBG. Sie
gab zudem zu bedenken, dass es in den Kantonen und Gemeinden bereits viele
öffentliche und private Projekte gebe.
In der WBK-SR stiess die Initiative auf mehr Widerstand. Die Mehrheit äusserte Zweifel
am Nutzen der angestrebten Anpassung des BBG und wies ebenfalls auf die bereits
bestehenden Möglichkeiten hin, unter anderem auch auf das Kinder- und
Jugendförderungsgesetz, auf dessen Grundlage beispielsweise die Durchführung der
Jugendsession unterstützt werde.
In der Debatte im Nationalrat war der Bedarf an politischer Bildung für
Berufsschülerinnen und -schüler unbestritten. Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) wies für die
Minderheit aber darauf hin, dass das Anliegen längst  in den Lehrplänen der
verschiedenen Berufslehren integriert worden sei. Zudem sei es Sache der
Organisationen der Arbeitswelt, die Lehrinhalte genau festzulegen. Dies beinhalte auch
politische Bildung, aber eben nicht nur, so Bigler in seinen Ausführungen.
Vertreterinnen und Vertreter der Kommissionsmehrheit hingegen betonten, dass es mit
der parlamentarischen Initiative möglich wäre, einzelne Vorhaben wie beispielsweise
eine Projektwoche zur politischen Bildung zu finanzieren, wobei es aber nicht um die
Einführung eines zusätzlichen Fachs gehe. Gemäss der Kommissionsmehrheit seien
bislang manche Berufsschülerinnen und -schüler in politischer Bildung nicht genügend
unterrichtet worden. Dies sei auch aus demokratiepolitischer Sicht problematisch.
Durch politische Bildung würde das Interesse der Jugendlichen steigen und dadurch
komme es hoffentlich auch zu einer hohen Stimm- und Wahlbeteiligung bei ihnen.
Letztlich wurde der parlamentarischen Initiative in der Abstimmung äusserst knapp mit
88 zu 87 Stimmen keine Folge gegeben. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Zum ersten Mal in ihrer Geschichte hielt die SVP Ende 2013 mehr als 20
Regierungssitze. Neu konnte sie bei den Gesamterneuerungswahlen für die Regierung
in den Kantonen Wallis und Neuenburg ausgerechnet in zwei Kantonen der
Westschweiz eine Regierungsbeteiligung erringen. Die Nationalräte Oskar Freysinger
(VS) und Yvan Perrin (NE) holten für ihre Partei überraschend, aber letztlich relativ
deutlich ein Regierungsmandat. Während Perrin auf ein Doppelmandat verzichtete, gab
Freysinger bekannt, bis Ende Legislatur sowohl im Nationalrat zu bleiben, als auch den
Walliser Regierungsposten zu behalten. Im Rahmen einer Bilanz nach 100 Tagen
Regierungstätigkeit bezeichnete er das Doppelmandat als machbar – trotz Absenzen in
den Sessionen der eidgenössischen Räte. Die Angriffe der SVP auf Regierungssitze in
den Kantonen Solothurn und Genf scheiterten hingegen deutlich. Darüber hinaus
musste die SVP einen Sitzverlust in der Regierung des Kantons Appenzell Ausserrhoden
verkraften, wo der Rücktritt von Hans Diem nicht kompensiert werden konnte. Die SVP
ist in Herisau damit nur noch mit einem Regierungsmitglied vertreten, das neu 5 FDP-
und einem SP-Mandatsträger gegenübersteht. Bei Ersatzwahlen schaffte es die SVP im
Kanton Basel-Landschaft, ihren Sitz zurück zu erobern. Die FDP hatte darauf verzichtet,
ihre Vakanz wieder zu besetzen und der SP gelang es knapp nicht, den SVP-Kandidaten
Thomas Weber zu schlagen. In der Presse wurde gemutmasst, dass die Volkspartei ihre
Strategie, mit Provokation zu punkten, vermehrt durch Charmeoffensiven austausche,
um sich als Regierungspartei empfehlen zu können. Mit den total 21 Regierungssitzen
Ende Berichtjahr (13,5% aller 156 kantonalen Exekutivmandate) blieb die SVP allerdings
hinter FDP, CVP und SP Juniorpartnerin. 23

WAHLEN
DATUM: 09.08.2013
MARC BÜHLMANN

Als eigentliches Drama wurde der Rücktritt des ehemaligen SVP-Nationalrats und
Neuenburger Regierungsrats Yvan Perrin in den Medien aufbereitet. Perrin trat nach
einem erneuten Burnout Mitte Juni aus der Neuenburger Regierung zurück. Er war
Inhaber des ersten SVP-Regierungssitzes in Neuenburg. Die Wahl hatte er 2013 unter
anderem auch deshalb gewonnen, weil er offen über seine Alkoholsucht und seine
Depressionen berichtete. Manche fragten sich allerdings im Nachhinein, ob es klug
gewesen war, Perrin in ein so wichtiges Amt zu hieven. In der Ersatzwahl unterlag die
SVP schliesslich der FDP. 24

WAHLEN
DATUM: 12.06.2014
MARC BÜHLMANN

Zwar ist die SVP gemessen an ihrem gesamten Wähleranteil in den Kantonen in den
kantonalen Regierungen noch immer untervertreten – die Volkspartei hielt Ende des
Berichtsjahres 22 der total 156 kantonalen Exekutivmandate und liegt damit hinter FDP
(42 Sitze), CVP (39 Sitze) und SP (32 Sitze) zurück, besass hingegen am meisten
Legislativmandate aller Parteien – konnte aber zumindest ein Mandat hinzugewinnen.
Mit Ausnahme des Kantons Zug ritt die SVP in allen Kantonen, in denen
Gesamterneuerungswahlen anstanden (neben ZG auch BE, GL, GR, NW und OW),
Angriffe auf die bestehende Regierungszusammensetzung. In Glarus gelang es ihr, die
SP aus der Regierung zu kippen. In Zug und Nidwalden konnte die SVP die beiden und in
Bern den einen Regierungssitz verteidigen, schaffte aber die Eroberung eines
zusätzlichen Sitzes in Bern nur sehr knapp nicht. Manfred Bühler (BE, svp) scheiterte
letztlich an der Minderheitenregelung für den Berner Jura. In Obwalden blieb der
Volkspartei eine Regierungsbeteiligung nach wie vor vergönnt. Ein kurzes Gastspiel
hatte die SVP im Kanton Neuenburg. Dort musste der amtierende Regierungsrat Yvan
Perrin (NE, svp) aus gesundheitlichen Gründen zurücktreten und sein Sitz konnte gegen
den Angriff der FDP nicht verteidigt werden.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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